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0 Vorbemerkungen 
In der ersten Hälfte der 90er Jahre wurden Verkehrsprojekte in Brandenburg nahezu un-
eingeschränkt begrüßt, da der Rückstand der Verkehrsinfrastruktur offensichtlich erkenn-
bar war. In den folgenden Jahren wandelte vielerorts sich das Bild. Im Zusammenhang 
mit Planung und Bau von Verkehrsprojekten bildeten sich immer häufiger Bürgerinitiati-
ven, die Ausmaß und Nutzen derartiger Projekte begründet in Frage stellten. Das gilt ins-
besondere für den so genannten „Speckgürtel“ um Berlin, da hier eine Vielzahl von Ver-
kehrsprojekten in Arbeit war und ist. Aber auch in „berlinfernen“ Regionen regte sich zu-
nehmend Widerstand. 

Das wird verständlich, wenn man sich die Ergebnisse einer Befragung von Verkehrsex-
perten in Sachsen vor Augen führt. Die Experten aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft, 
Ingenieur- und Planungsbüros, Wirtschaftsverbänden und Verkehrsunternehmen schätz-
ten die Entwicklung im motorisierten Individualverkehr überwiegend „kritisch“, „negativ“ 
oder „problematisch“ ein. Nahezu einhellig werden die Umweltbelastungen durch Lärm 
und Abgase, mangelnde Verkehrssicherheit und zuviel Schwerlastverkehr als wichtige 
bzw. wichtigste Probleme eingestuft.1 

Es ist also zu erwarten, dass zunehmende Belastungen der Bürger durch Verkehr auch 
zu wachsenden Widerständen gegen große Verkehrsprojekte führen. Vor diesem Hinter-
grund hat ARGUS Potsdam e.V. sich der Aufgabe gestellt, Ursachen für Erfolge und 
Misserfolge von Bürgerinitiativen zu erfassen, aufzubereiten und daraus Handlungsemp-
fehlungen abzuleiten. 

Bürgerinitiativen sind eine wichtige Form der Beteiligung an gesellschaftlichen Entschei-
dungsprozessen. Sie haben eine nicht zu unterschätzende Bedeutung für das Funktionie-
ren der Demokratie. Der Umgang mit Bürgerinitiativen, die Einbeziehung und die Art und 
Weise der Prüfung ihrer Vorschläge ist einer der Gradmesser für das Niveau der Teilhabe 
von Bürgern an gesellschaftlichen Prozessen. Damit ist es zugleich ein wichtiger Aspekt 
nachhaltiger Entwicklung. Nachhaltige Entwicklung, als so genanntes „Drei-Säulen-
Modell“, bezieht sich auf ökologische, ökonomische und soziale Ziele 2. Untersuchun-
gen über einen Zeitraum von mehr als 20 Jahren belegen, dass die Akzeptanz staatlicher 
Entscheidungen und Planungen abnimmt, wenn Mitsprache und Gestaltungsmöglichkei-
ten von Bürgern nicht gegeben sind. Dagegen nimmt der Widerstand gegen getroffene 
Entscheidungen zu.3  

1 Zielstellung 
Schwerpunkt ist die Untersuchung der Ursachen für Erfolge oder Misserfolge von Bürger-
initiativen (BI) im Land Brandenburg im Zusammenhang mit Planung und Bau von Ver-
kehrsprojekten. In engem Zusammenhang damit stehen Aspekte des angemessenen 
Umgangs mit Behörden und Politikern unterschiedlicher Ebenen. Zu dieser Aufgabenstel-
lung gehören folgende Leitfragen: 

- Gründe für Erfolge/Teilerfolge einerseits und für Misserfolge von Verkehrsbürger-
initiativen andererseits 

- Erfahrungen von Aktiven in den Bürgerinitiativen mit Mitarbeitern in den zuständi-
gen Verwaltungen unterschiedlicher Ebenen 

                                                 
1 Becker, Udo J.: Verkehrsentwicklung in Sachsen – Wahrnehmungen und Erwartungen bei Exper-
ten zu Verkehrsproblemen, Zielen und Methoden. Technische Universität Dresden, Lehrstuhl für 
Verkehrsökologie,  in: http://vplno2.vkw.tu-dresden.de/oeko/spd-pro2.htm 
2 Bundesregierung: Perspektiven für Deutschland. Unsere Strategie für eine nachhaltige Entwick-
lung. Fortschrittsbericht Berlin 2004, S. 16 ff 
3 Baranek, Elke, Corinna Fischer und Heike Walk: Partizipation und Nachhaltigkeit. Zentrum Tech-
nik und Gesellschaft der TU Berlin, Berlin 2005, S. 6 
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- Erfahrungen von Aktiven in den Bürgerinitiativen mit Politikern unterschiedlicher 
Ebenen. 

Untersucht wird, welche Bedeutung fachliche, politische oder arbeitsorganisatorische 
Kompetenzen der Mitglieder einer BI für den Erfolg haben. Ebenso werden das Verhältnis 
zur kommunalen Verwaltung/Politik und sein Einfluss auf Erfolg/Misserfolg von Initiativen 
betrachtet.  

Es liegt nahe, zugleich der Frage nachzugehen, ob Bürgerinitiativen im Zusammenhang 
mit Verkehrsprojekten ausschließlich Partikularinteressen vertreten, die im Widerspruch 
zu den übergeordneten öffentlichen Interessen stehen, so wie es der Autor eines Artikels  
in der „Potsdamer Sichtachse“ Nr. 4/2006 sieht: „Bleibt nur zu hoffen, dass Politik und 
Verwaltung sich von den Bürgerinitiativen mit ihren Partikularinteressen … nicht instru-
mentalisieren lassen“4.  

Von besonderer Bedeutung ist die Gegenüberstellung von „Fremdsicht“ und „Eigensicht“ 
auf das Agieren von Bürgerinitiativen. Diese Gegenüberstellung ist eine Grundlage für die 
Ableitung von Handlungsempfehlungen und Anregungen zur künftigen Arbeit von BI. Sie 
ist zugleich der Ausgangspunkt für eine konstruktive und kritische Auseinandersetzung 
der Bewertung des Umgangs mit Bürgerinitiativen durch Politik und Verwaltung. In diesem 
Zusammenhang stehen folgende Leitfragen: 

- Gründe für das Entstehen von Verkehrsbürgerinitiativen  
- Auffassungen der BI von ihren Zielen und ihrem Agieren („Sicht von innen“) 
- Auffassungen von Verwaltungen von den Zielen und dem Agieren der BI („Sicht 

von außen“) 

Im Ergebnis sollen praktische Handlungsempfehlungen für Initiativen vorgelegt werden, 
die erfolgreich tätig sein wollen. Dazu gehört z.B. die Gestaltung eines konstruktiven Um-
gangs mit Verwaltung und Politikern, die häufig als „Gegner“ angesprochen werden. Trotz 
unterschiedlicher Auffassungen darf nicht vergessen werden, dass man miteinander re-
den muss, um Veränderungen zu erreichen.  

Darüber hinaus sollen auch Verwaltung und Politik Anregungen für einen konstruktiven 
Umgang mit Bürgerinitiativen vermittelt werden. 

2 Methodisches Vorgehen 
Antworten auf die o. g. Fragen konnten nur durch Gespräche und Befragung aktiver Mit-
glieder in Verkehrsbürgerinitiativen im Land Brandenburg gefunden werden. Da es keine 
vollständige Übersicht aller BI im Land gibt, ließ sich keine statistisch repräsentative Aus-
wahl, gekoppelt mit einer schriftlichen oder telefonischen Befragung organisieren. Eine 
praktikable Lösung unter diesen Bedingungen war ein durch einen Leitfaden gestütztes 
Interview mit Vertretern von BI, die sich freiwillig beteiligen. Folgende Bedingungen waren 
zu sichern, um trotz einer kleinen Zahl von zu befragenden BI verallgemeinerungswürdige 
Aussagen zu erhalten: 

- Auswahl von BI in unterschiedlichen Räumen des Landes Brandenburg 
- Auswahl unterschiedlicher Situationen, z.B. unterschiedlicher räumlicher Wir-

kungskreis, unterschiedliche Organisationsformen,  
- Auswahl von erfolgreichen und gescheiterten Initiativen  
- Auswahl relevanter Akteure in den BI für ein Interview 
- Sicherung der Anonymität der befragten Personen in der Auswertung. 

Von den angefragten elf Bürgerinitiativen beteiligten sich zehn an der Befragung. Alle Be-
teiligten waren mit Engagement und Interesse bei der Sache und stellten häufig eine Rei-

                                                 
4 Schultheiß, Peter: Sinn und Unsinn von Bürgerinitiativen …. In: Potsdamer Sichtachse Nr. 4-
2006, S. 14 
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he von zusätzlichen Materialien zur Verfügung, die im Bericht, aus Gründen inhaltlicher 
Konzentration, nicht immer vollständig berücksichtigt werden konnten. 

Die Sprecher der Initiativen wurden telefonisch und schriftlich um Mitwirkung gebeten. Vor 
den Gesprächen erhielten sie die Themenschwerpunkte (vgl. Anlage 1). Der für jedes 
Gespräch vorgesehene Zeitrahmen von 60 Minuten wurde häufig überschritten. Die Fra-
gestellungen konzentrieren sich zum einen auf die eingangs genannten Leitfragen, zum 
anderen wurden weitere Themen angesprochen: 

- Mobilisierung von Bürgern  
- Vernetzung untereinander und mit anderen Initiativen (positive/negative Erfahrun-

gen) 
- Politische Einflussmöglichkeiten der BI 
- Bedeutung der fachlichen Argumentation 
- Erfahrungen mit Medien und Öffentlichkeit 
- Erkenntnisse aus den vergangenen Jahren, Ziele für die nächsten Jahre. 

Folgende Initiativen beteiligten sich an den Interviews: 

- „Aktionsbündnis Ausbau der B 5, B 189 – keine A 14“ 
- Bürgerinitiative „Rettet den See“, Caputh 
- Bürgerinitiative Kahren e.V., Cottbus 
- Bürgerinitiative Schönes Falkensee e.V. 
- Bürgerinitiative „Mittelvariante“, Fürstenberg 
- Bürgerinitiative „pro Kanallandschaft“, Kleinmachnow 
- Bürgerinitiative „Zukunft Ladeburg“, Bernau 
- „Forum der Bürgerinitiativen gegen die Oderbruchtrasse“ 
- Bürgerinitiative „Bürger für Verkehrsberuhigung in Potsdam-West“, Potsdam 
- Bürgerinitiative „Werder blüht was“ 

Auf der Karte (siehe S. 9) ist die räumliche Verteilung der Initiativen ersichtlich. Der 
Schwerpunkt liegt im „berlinnahen“ Raum. Das ist verständlich, da auch die Verkehrspla-
nungen und -projekte ihren quantitativen Schwerpunkt in diesem Raum haben.  

Nach Zusammenstellung der Ergebnisse und ersten Schlussfolgerungen aus den Inter-
views beteiligten sich acht der 10 BI an einer Werkstatt. Während dieses Treffens wurden 
Erfahrungen und Schlussfolgerungen diskutiert und ergänzt. Als Gast erläuterte ein Ver-
kehrsplaner fachplanerische Aspekte und Vorgehensweisen bei einer kritischen Prüfung 
von Verkehrsplanungen. Er gab wichtige Hinweise zu den Möglichkeiten eines fachlich 
fundierten Handelns von Bürgern im Zusammenhang mit Verkehrsprojekten. Inhalte des 
Vortrags und der Diskussion sind in den Abschnitten 4, 6 und in Anlage 3 enthalten.   

Parallel dazu wurde Kontakt zu den zuständigen Gesprächspartnern aus Verwaltungen 
aufgenommen. In den Interviews mit den jeweiligen Verwaltungsmitarbeitern standen fol-
gende Gesichtspunkte im Mittelpunkt: 

- Erfahrungen von Mitarbeitern in den zuständigen Verwaltungsbereichen mit Ver-
tretern von Bürgerinitiativen 

- Fachliche und organisatorische Kompetenz von Initiativen 
- Möglichkeiten der Verständigung mit Bürgerinitiativen (Kompromissbereitschaft) 
- Gründe für Erfolg bzw. Misserfolg von Verkehrsbürgerinitiativen. 

Von den angeschriebenen fünf Verwaltungen beteiligten sich die Verkehrsverwaltung des 
Landkreises Potsdam-Mittelmark, die Regionalabteilung West des Landesumweltamtes 
und die Abteilung Verkehr des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung des Lan-
des Brandenburg.  
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3 Informationen zu den beteiligten Bürgerinitiative n 
Auf den folgenden Seiten wird ein kurzer Überblick zu den Zielen der Initiativen und zu 
den umstrittenen Verkehrsprojekten gegeben. Es werden die wichtigsten grundlegenden 
Informationen zum jeweiligen Verkehrsprojekt dargestellt. In einigen Fällen war es mög-
lich, Unterlagen oder Auszüge aus den Raumordnungs- oder anderen Planungsverfahren 
in die Zusammenstellung einzubeziehen. Da es in dieser Untersuchung nicht um die Ab-
wägung von fachlichen Argumenten für bzw. gegen Verkehrsprojekte geht, sondern um 
die Hintergründe und Ursachen von Erfolgen bzw. Misserfolgen von Bürgerinitiativen, sind 
lediglich die wichtigsten Fakten und Argumente zusammengefasst wiedergegeben. Es 
wird ausdrücklich kein Anspruch auf Vollständigkeit erhoben.  

Von den zehn beteiligten Initiativen entstanden neun im Zusammenhang mit Straßenbau-
vorhaben des Bundes oder des Landes Brandenburg und eine im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Schleuse in Kleinmachnow als Bestandteil des Verkehrsprojektes Deut-
sche Einheit Nr. 17.  

Die zur Veranschaulichung verwendeten Kartenausschnitte haben die topographischen 
Regionalkarten 1:100 000 der Landesvermessung und Geobasisdateninformation Bran-
denburg für die jeweiligen Landkreise als Grundlage (vgl. Literatur- und Quellenverzeich-
nis). Skizzen und Fotos wurden von den BI entweder als Ausdruck zur Verfügung gestellt 
oder sind den im Literatur- und Quellenverzeichnis angegebenen Webseiten entnommen. 
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 Räumliche Verteilung der befragten Verkehrsbürgerin itiativen in Brandenburg  

 

� Bürgerinitiative „Mittelvariante“, Fürstenberg 
� „Aktionsbündnis Ausbau der B 5, B 189 – keine A 14“ 

� „Forum der Bürgerinitiativen gegen die Oderbruchtrasse“ 
� Bürgerinitiative „Zukunft Ladeburg“, Bernau 
� Bürgerinitiative Schönes Falkensee e.V. 
� Bürgerinitiative „Werder blüht was“ 
� Bürgerinitiative „Bürger für Verkehrsberuhigung in Potsdam-West“, Potsdam 
� Bürgerinitiative „Rettet den See“, Caputh 

	 Bürgerinitiative „pro Kanallandschaft“, Kleinmachnow 

 Bürgerinitiative Kahren e.V., Cottbus 
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Bürgerinitiative „Mittelvariante“  

 

Gründung der BI : 1992  

Anfangs nicht festgelegt auf 
eine Variante. Ziel war da-
mals ausschließlich, den da-
maligen Bedarf nach einer 
Ortsumfahrung zu artikulie-
ren.  

Organisationsform:  

Bürgerinitiative  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrsprojekt:  
Ortsumfahrung Fürstenberg, Bundesstraße B 96; im Bundesverkehrswegeplan 2003 unter 
der Rubrik: Neue Vorhaben mit besonderem naturschutzfachlichem Planungsauftrag für 
den Vordringlichen Bedarf, BB 5604, 10,2 km Länge, Investitionskosten Bund: 19,5 Mio €. 
Das Projekt gehört zu den RWA-Pool-Projekten im BVWP 2003. Das sind 
„…Straßenprojekte …, die auf Grund ihrer Bewertungen aus raumordnerischer Sicht ... 
zusätzlich Bestandteil des neuen Vordringlichen Bedarfs sein sollten.“ 

Während der über 10-jährigen Diskussion zur Ortsumgehung wurden bisher fünf Varian-
ten erörtert, darunter Varianten zur östlichen und zur westlichen Umgehung sowie die 
„Mittelvariante“. Im Jahr 2002 wurden die östlichen Varianten vom Brandenburgischen 
Verkehrsministerium endgültig abgelehnt. Ursachen waren der Verlauf durch Bereiche 
des ehemaligen KZ Ravensbrück und naturschutzfachliche Gründe. Während dieser Zeit 
entwickelten Mitglieder der Bürgerinitiative die „Mittelvariante“, die überwiegend bereits 
vorhandene Trassen oder Brachflächen nutzen würde.  

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

-  Optimale Verkehrsanbindung der Mittelvariante an das städtische Verkehrsnetz 
-  Für Besucher und Touristen mit eigenem PKW lädt die Stadt auf Grund der Nähe 

zur Unterbrechung der Reise ein. 
-  Keine Zerstörung zusammenhängender Naherholungsgebiete in der Umgebung 

der Stadt. Die Erholungsgebiete sind zugleich der touristische Vorzug von Fürs-
tenberg. 

-  Keine Beeinträchtigung von Rad-, Reit- und Fußwegeverbindungen 
-  Keine Landschafts- und Biotopzerschneidung – nur geringe Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen erforderlich 
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Alternativvorschlag der BI 
Anstelle einer Westvariante sollten stillgelegte Nord- und Südabschnitte des Bahnkörpers 
der Nordbahn im Stadtgebiet genutzt werden. Zwischen den beiden ungenutzten Ab-
schnitten befindet sich ein rd. 500 m langer Bahnrandstreifen mit nur wenigen, unbedeu-
tenden und abrissreifen Gebäuden, der ebenfalls in die Planung einzubeziehen ist. Ledig-
lich ein Wohnhaus könnte in kritischer Nähe zu einer möglichen Trasse der Bundesstraße 
liegen.  
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 Bürgerinitiative „Aktionsbündnis Ausbau der B 5, B 189 – keine A 14“ 

 

www.keineA 14.de 

Gründung der BI : 2003 

Organisationsform:  
Bürgerinitiative 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Verkehrsprojekt:  

Bau der A 14 zwischen Magdeburg-
Wittenberge-Schwerin auf dem Gebiet 
des Landes Brandenburg. Eröffnung des 
Raumordnungsverfahrens für den Ab-
schnitt in Brandenburg 2005. Im Bedarfs-
plan Bundesfernstraßen als A 14, LG 
ST/BB bis LG BB/MV, Projis-Nr. 12 00 
111 400. Die A 14 verläuft über eine 
Länge von rd. 160 km durch die Regio-
nen Altmark (Sachsen-Anhalt) und 
Prignitz und den Landkreis Ludwigslust. 
Die geplanten Autobahnen A 14, A 39 
und die „Querspange“ B 190n werden 
insgesamt als so genannte „Hosenträ-
gervariante“ bezeichnet. 
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Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

-  Alle drei Straßenvorhaben werden als gemeinsames Projekt (Hosenträgervariante“) 
angesehen, die voneinander abhängig sind und als einzelne Projekte keine wesentli-
che Bedeutung mehr haben. 

-  Das raumordnerische Defizit einer schlechten Erreichbarkeit der Region ohne Auto-
bahn lässt sich durch den Ausbau der vorhandene Bundesstraßen B 5 und B 189 sehr 
gut kompensieren.   

-  Der Bau der A 14 widerspricht nach den vorliegenden Unterlagen des Raumord-
nungsverfahrens und der ersten Planfeststellungsverfahren einer Vielzahl von landes-
planerischen und raumordnerischen Vorgaben. Insbesondere wird gegen EU-Recht 
verstoßen, speziell gegen den Schutz der FFH-Gebiete. Die A 14 unterliegt als erste 
Autobahn dem naturschutzfachlichen Planungsauftrag, demzufolge ist eine Alternativ-
prüfung, d.h. Ausbau der vorhandenen Bundesstraßen, gesetzlich vorgeschrieben. 
Diese Alternativprüfung erfolgte erst nach wiederholter Aufforderung und wurde dann 
in geradezu absurder Weise durchgeführt.  

-  Mit der Durchquerung des deutschlandweit größten unzerschnittenen Raumes (Be-
reich der Elbtalaue) sollen die betroffenen Regionen wirtschaftlich belebt und der 
Fernverkehr, hier besonders von den Häfen Hamburg und Wismar, entscheidend ver-
bessert werden. Mit „Wunschprognosen“ zum künftigen Verkehrsaufkommen wird ver-
sucht, die A 14 zu rechtfertigen. Man nimmt in Kauf, eine alte Kulturlandschaft und 
auch das Biosphärenreservat „Flusslandschaft Elbe-Brandenburg“ zu zerschneiden, 
mit allen damit verbundenen negativen Auswirkungen. Das steht u. a. im Widerspruch 
zu den Schutzzielen für das Biosphärenreservat „Flusslandschaft Elbe-Brandenburg“. 
Zugleich führt die geplante A 14 zu einer erheblichen Verlärmung des betroffenen Ge-
bietes und zu einer Minderung der Lebensqualität. Sie steht damit im Widerspruch zu 
der angestrebten Entwicklung des naturbezogenen Fremdenverkehrs. 

 

Alternativvorschläge der BI 

Verkehrsgerechter Ausbau der bestehenden Bundesstraßen B 189, B 5 und B 106 als 
Null-Plus-Variante . Diese Null-Plus-Variante wurde bisher nicht entsprechend den ge-
setzlichen Forderungen geprüft.  

Geprüft wurde dagegen: Abriss der bestehenden Bundesstraßen (B 189/B 5), Neubau der 
A 14 auf deren Trassen und Neubau der Bundesstraßen neben der A 14. Es ist nachvoll-
ziehbar, dass auf diese Weise, die geprüfte Alternative teurer und naturunverträglicher ist 
als der geplante Neubau der A 14 auf einer neuen Trasse.  
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Bürgerinitiative „Bürgerinitiativen gegen die Oderbr uchtrassen“ 
 
www.oderbruchtrasse.de 

Gründung der BI :  

Januar 2000 

Organisationsform: Koordi-
nierungsrat der "Bürgerinitia-
tiven gegen die Oderbruch-
trassen". Im Koordinierungs-
rat arbeiten mit:  

- Forum Oderbruch e.V.,  
- Bürgerinitiative "Oder-

bruch",  
- Bürgerinitiative "Stoppt 

die Oderbruchtrassen",  
- B.U.N.D., Gruppe Oder-

bruch,  
- NABU. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verkehrsprojekt:  
Bundesstraße quer durch das Oder-

bruch südöstlich von Bad Freienwalde von der B 167 im Raum Rathsdorf nach Güstebie-
ser Loose (Straßenneubau Hohenwutzen-Süd, (Reg.-Nr. 750/1999/F). Im Raum der 
Güsterbieser Loose südlich des Grenzübergangs Hohenwutzen soll ein neuer Grenzüber-
gang für Güterverkehr eröffnet werden. Aufbauend auf einer Grobuntersuchung wurde 
vom Land Brandenburg eine neue Verbindung von der B 167 zur deutsch-polnischen 
Grenze im Raum Güstebieser Loose für den Bundesverkehrswegeplan angemeldet. Das 
Projekt ist im BWVP 2003 unter der Bezeichnung BB6141 enthalten.5 Nach erster Kos-
teneinschätzung des Landes Brandenburg werden ca. 60 Mio DM für die Maßnahme kon-
zipiert.6 Am 27. Januar 2000 fand die Antragskonferenz für ein Raumordnungsverfahren 

                                                 
5 Beschreibung des Projektes auf der Homepage der BI: www.oderbruchtrasse.de 
6 Antwort der Landesregierung auf die kleine Anfrage 536 der Abgeordneten Anita Tack, Fraktion 
der PDS, Drucksache 3/1315 des Brandenburger Landtages 
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(ROV) statt. Das ROV wurde bisher nicht durchgeführt. In den Unterlagen zur Antragskon-
ferenz wird von der Planung einer Trasse mit einer Kapazität von 7.000 Fahrzeugen pro 
Tag gesprochen. Der Antragsteller, das Land Brandenburg, begründet die Straße aus 
regionalem Bedarf und stellt eine Verbesserung der Versorgungslage in Aussicht.  

 

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

Die Bürgerinitiativen weisen die Begründung des Landes mit folgenden Argumenten zu-
rück:  

- Die Trasse würde dauerhaft in die hochkomplexen Wasserhaushalte des Oder-
bruch eingreifen und für die Siedlungen zu einer ähnlichen zerstörerischen Gefahr 
werden wie die Melioration in den frühen 70er Jahren. Die Auswirkungen auf den 
Hochwasserschutz und die Folgen eines "Querdeiches" wären für die Wasserfüh-
rungen im Oderbruch nicht absehbar. Die Eingriffe in den Wasserhaushalt würden 
jeden Bewohner, besonders aber die Landwirtschaft ganz unmittelbar betreffen.  

- Diese Planung steht im deutlichen Widerspruch zu den regionalen Entwicklungs-
vorhaben, die neben der Landwirtschaft besonders den Tourismus betreffen. Der 
Bau würde die Zukunftsplanungen der Gemeinden und der regionalen Wirtschaft 
grundsätzlich infrage stellen und das Oderbruch zu einem Durchgangsraum für die 
europäischen Güterverkehre verkommen lassen. 

- Das Oderbruch ist, obwohl Kultur- und Wirtschaftsraum, zugleich auch ein weitge-
hend intaktes Ökosystem mit einer hochrangig bewahrenswerten Flora und Fauna. 
Deshalb sind die besonders wichtigen Teile unter Schutz gestellt. 

- Die Trasse würde eine Schneise durch die Naturschutzgebiete auf der polnischen 
Seite schlagen und so die Attraktivität der Landschaft beiderseits der Oder min-
dern. Mit unseren Nachbarn sind wir uns einig im „Nein“ gegen diese LKW-Trasse. 
Das wurde durch Vertreter der Gemeinden von beiden Seiten der Oder bekräftigt. 

 

Alternativvorschläge der BI 

Eine alternative Trassenführung wird nicht vorgeschlagen, da die Bürgerinitiative die Auf-
fassung vertritt, dass die vorhandenen Möglichkeiten für den grenzüberschreitenden Ver-
kehr ggf. ertüchtigt werden könnten. Sie würden im Zuge der EU-Osterweiterung und des 
Wegfalls der Zollkontrollen bei Einfahrt in das Nachbarland Polen ausreichen. Beispiel:  

Es sollte geprüft werden, ob der Übergang Hohenwutzen sich nicht erweitern ließe, um 
mehr Verkehr besser hindurchzuführen. 20 km weiter südlich liegen Küstrin-Kiez und 
Frankfurt/Oder. Hier sollte ebenfalls geprüft werden, ob dort bereits existierenden Stra-
ßenanbindungen ausgebaut werden könnten7.  

 
 

                                                 
7 Quelle: Wortmeldung der BI im Ausschuss für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung, 
22. Sitzung (Öffentliche Anhörung) 3. Wahlperiode, 31. Januar 2001 



 

Verkehrsbürgerinitiativen in Brandenburg 

 16 

Bürgerinitiative „Zukunft Ladeburg“ 

 

Gründung der BI : 1997 

Organisationsform:  

Bürgerinitiative  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrsprojekt:  

Bundesstraße von der A 11 (Abfahrt Bernau Nord) nördlich von Bernau zur L 31 zwischen 
Ladeburg und Bernau weiter zur B2.  

Raumordnungsverfahren: Beginn 10.11.1997 beendet 1999, mit der Empfehlung für eine 
stadtnahe teilweise bahnparallele Variante.  
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Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt  

Ziel der Bürgerinitiative war es, eine Variante durchzusetzen, die der Stadt Bernau nützt 
und der Gemeinde Ladeburg nicht schadet. Die Nordumfahrung erfüllte diese Vorausset-
zung nicht. 

- Insbesondere für den aus Süden und Osten in die Stadt einfahrenden Verkehr hät-
te sie keine Alternative geboten.  

- Hohe Verlärmung der gesamten Gemeinde Ladeburg durch die Trassenführung. 

- Erhebliche Trennwirkung durch die Trasse auf Grund des Baukörpers und Beein-
trächtigung von Wohn- und Erholungsfunktionen durch Schadstoffemissionen und 
Überformung der Landschaft. 

Im Verlauf des Verfahrens wurde öffentlich, dass im Norden und Osten von Bernau um-
fangreiche Kiesabbaugebiete geplant waren. Es lag nahe, einen Zusammenhang zwi-
schen Kiesabbau und Straßenbau zu vermuten. Die Verkehrsbelastung wäre in diesem 
Fall für die Gemeinde Ladeburg weitaus stärker gewesen als in den Planungsunterlagen 
angegeben. 

Alternativvorschläge der BI 

Zur Entlastung der Stadt Bernau wurde von der BI die Realisierung der von der Stadt 
entwickelten alternativen stadtnahen Trassenführung gefordert. Sie hätte nachweislich 
eine erhebliche Entlastungswirkung für die Stadt gehabt. Diese Variante war sowohl im 
Verkehrsentwicklungsplan als auch im Lärmminderungsplan der Stadt Bernau enthalten. 
Der Landkreis unterstützte die alternative stadtnahe Trassenführung. Diese Variante wur-
de auch im Ergebnis des ROV empfohlen.  
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Bürgerinitiative „Schönes 
Falkensee e.V.“ 

www.bisf.de 

Gründung der BI : 1999 

Organisationsform:  

Gemeinnütziger Verein 

 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrsprojekt:  

Ortsumgehung Falkensee im Zuge der Landesstraßen L 20 und L 201, Länge 9 km, ein 
Fahrstreifen je Fahrrichtung, Fahrbahnbreite zwischen 6,50 m bis 6,75 m zuzüglich Rand-
streifen von 0,5 m beiderseits. Geschätzte Kosten: 12 bis 15 Mio Euro (Stand 2005). 

Die geplante Trasse soll westlich der Kreuzung Nauener Chaussee / Finkenkruger Straße 
beginnen und am Spandauer Platz enden. Für die Straße ist ein Fahrstreifen je Fahrtrich-
tung mit einer Breite von 3,50 m bzw. 3,25 m und einem Randstreifen von 0,50 m vorge-
sehen. 

Begründung für das Vorhaben: Entlastung der Stadt Falkensee vom Durchgangsverkehr 
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Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

Die geplante Nordumgehung ist kein Mittel, die Hauptverkehrsprobleme in Falkensee zu 
lösen:  

- Der Durchgangsverkehr in der Stadt Falkensee beträgt nur 8 % des Gesamtver-
kehrsaufkommens. 

- 80 % des Verkehrsaufkommens werden nicht erfasst (für diesen Anteil spielt die 
Nordumgehung schlichtweg keine Rolle)  

- negative Folgewirkungen für Falkensee durch eine Verkehrszunahme sind vor-
aussehbar:  

o durch zunehmenden "angelockten" überregionalen und Berliner Verkehr  
o durch innerörtliche Veränderungen in der Verkehrsführung. 

 

Alternativvorschläge der BI 

Eine entscheidende Verbesserung der Probleme erfordert 

- eine konsequente Analyse des Verkehrs und seiner Veränderungen (Varianten 
abwägen)  

- besonders eine Berücksichtigung des Quell- und Zielverkehrs (süd- und westliche 
Stadtbezirke) 

- Mit der Südanbindung an die B 5 verfügt Falkensee über eine wirksame Umge-
hungsstraße.  

- Der ohnehin geringe Ost-West-Durchgangsverkehr wird weiter abnehmen. Der 
Nord-Süd-Nord-Durchgangsverkehr spielt zahlenmäßig keine bedeutende Rolle. 
Er wird zum großen Teil nicht mehr durch Potsdamer und Bahnhofsstraße führen.  

- Mit einer konsequenten Verkehrsberuhigung und -lenkung (Beschilderung, Re-
striktionen, Tempo-30-Zonen etc.) kann die Stadt weitgehend frei vom Durch-
gangsverkehr gehalten werden.  

- Der überregionale Lastkraftverkehr kann mit einem LKW-Nachtdurchfahrverbot 
zumindest während der Nachtstunden aus der Stadt verbannt werden.  

- Eine entscheidende Verbesserung der Probleme und Konfliktpunkte muss mit 
konsequenter Verkehrsvermeidung am PKW- und Lastkraftverkehr ansetzen. In-
novative Konzepte, Kreativität und Öffentlichkeitsarbeit sind gefragt.  

- Unbedingte Priorität haben der Ausbau des ÖPNV und Radwegenetzes, Verkehrs-
lenkung extern und intern und Konzepte mit geschwindigkeitsmindernden Maß-
nahmen. 

 
In der landesplanerischen Beurteilung des Projektes wird lediglich eine bedingte Verein-
barkeit mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung festgestellt - unter der Be-
dingung, dass insgesamt 16 Maßgaben eingehalten werden. 
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Bürgerinitiative „Werder blüht was“  

www.werder-blueht-was.de 

Gründung der BI : 2003 

Organisationsform:  
Bürgerinitiative 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Verkehrsprojekt:  

Ortsumgehung Potsdam, Abschnitt Verbindung zwischen B 1 und L 90, im Bundesver-
kehrswegeplan 2003 als Projekt BB8621 Potsdam/Werder-A10 enthalten. Die im BVWP 
2003 angegebenen Investitionskosten des Bundes für diesen Abschnitt betragen 18,6 Mio 
Euro. Das Projekt ist als „Vorhaben mit besonderem naturschutzfachlichem Planungsauf-
trag“ eingestuft worden. Das Straßenbauvorhaben enthält eine Brücke über den Großen 
Zernsee zwischen dem Uferabschnitt Wildpark-West (Gemeinde Schwielowsee) und der 
Stadt Werder. 



 

Verkehrsbürgerinitiativen in Brandenburg 

 21 

Begründung für das Vorhaben 

Auf der Homepage des BMVBW wurde im Jahr 2003 die Notwendigkeit für den Bau die-
ses Abschnittes wie folgt begründet: Entlastung der Ortsdurchfahrt, dort Minderung der 
Unfallrisiken und Umweltbelastungen8 Die prognostizierte Verkehrsstärke für das Jahr 
2015 liegt bei 15.000 Kfz/24h. 

Der Abschnitt gehört zur Ortsumgehung Potsdam. Deshalb gelten für ihn die gleichen 
Begründungen, wie im Raumordnungsverfahren von 1997 dargestellt: Entlastung der 
Stadt Potsdam vom Durchgangverkehr vor dem Hintergrund einer voraussichtlich rasant 
wachsenden Verkehrsbelastung. Für die Entwicklung des Kfz-Verkehrs zwischen 1995 bis 
2010 auf den betroffenen Potsdamer Straßen wurde eine Zunahme zwischen einem Vier-
tel und mehr als 100% prognostiziert (Antragsunterlagen zum ROV, Erläuterungsbericht 
Anlage II, Seite 4 ff, Dezember 1997).  

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

Die Ortsumgehung Potsdam entlastet die Stadt Potsdam nur geringfügig. Untersuchun-
gen belegen, dass der Anteil des Durchgangsverkehrs 6 % bis 7 % am Gesamtverkehr 
beträgt.  

Durch die dreifache Anbindung an den Berliner Ring bzw. A 115 würde eine Möglichkeit 
entstehen, die Fahrt auf der Autobahn erheblich abzukürzen. Gerade vor dem Hintergrund 
der Einführung einer Autobahn-Maut ist zu befürchten, dass eine solche neue Strecke 
verstärkt durch den Schwerlastverkehr benutzt werden würde. Die Realisierung dieses 
Projektes kann nicht im Interesse der Stadt Werder liegen. Denn für die Ortslage Werder 
tritt keine Verkehrsentlastung ein. Wegen der Auslastung durch den umgeleiteten Auto-
bahnverkehr kann die neue Bundesstraße nicht zur Verringerung des Verkehrs auf dem 
heutigen Straßennetz beitragen.  

Es liegt kein integriertes Verkehrskonzept für den verkehrlich stark frequentierten Gesamt-
raum Potsdam und Potsdam-Mittelmark vor. Das ist eine grundlegende Voraussetzung für 
weitere Straßenbauvorhaben. Das Raumordnungsverfahren wurde 1998 förmlich ausge-
setzt, weil der Bedarf für eine derartige Bundesstraße nicht nachgewiesen werden konnte 
und weil eine Gesamtkonzeption für die Verkehrsplanung in der Region fehlt. 

Darüber hinaus wurde im Verkehrsentwicklungsplan des Landkreises ein zunehmender 
Verkehr in den Ortslagen von Werder und Potsdam errechnet, falls die OU Potsdam ge-
baut wird. Im Entwurf des Flächennutzungsplanes Werder von 2005 wird die „intakte Na-
tur als das wertvollste Kapital“ der Kommune bezeichnet und weiter festgestellt, dass die 
„verkehrsräumliche Anbindung optimal“ ist.  

Da auf Grund der notwendigen Brücken der Autoverkehr an mehreren Stellen in Baum-
wipfelhöhe geführt werden müsste, ist zu erwarten, dass die Stadt Werder insgesamt ver-
lärmt und ihre Attraktivität als gehobener Wohnstandort und als Erholungsgebiet verlieren 
würde. Der Verkehrsentwicklungsplan für Werder sieht diese Problematik und lehnt folge-
richtig die neue B 1 ab.  

Alternativvorschläge der BI 

Die Stadt Potsdam verfügt mit dem großräumig angelegten Autobahnring bereits über 
eine Ortsumgehung. Sollte die Leistungsfähigkeit der Autobahn nicht ausreichen, ist es 
effektiver, finanzielle Mittel für die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Autobahn be-
reit zu stellen. Erforderlich sind außerdem eine bessere Organisation des innerstädtischen 
Verkehrs und eine weitaus bessere Verknüpfung zwischen den einzelnen Verkehrsträgern 
an den Schnittstellen.  

                                                 
8 Quelle: www.bmbvw.de/static/Bundesverkehrswegeplan_2003/bb/prins/ifs_site/ifs5cfd.html 
vom Dezember 2003 
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Bürgerinitiative „Bürger für Verkehrsberuhigung in P otsdam-West“  

Gründung der BI : Juni 2003 

Organisationsform:  
Bürgerinitiative 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verkehrsprojekt:  

Ortsumgehung Potsdam, Abschnitt Verbindung zwischen B 1 und B2 über den Schwie-
lowsee „Havelspange“; im Bundesverkehrswegeplan 2003 im Projekt „Ortsumgehung 
Potsdam (B 1-L40) BB7620 enthalten. Die im BVWP 2003 angegebenen Investitionskos-
ten des Bundes für die Gesamtstrecke B 1-L40 betragen 33,4 Mio Euro. Die Kosten für 
den Abschnitt „Havelspange“ sind nicht angegeben. 
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Begründung für das Vorhaben 

Entlastung der Stadt Potsdam vom Durchgangverkehr, damit Minderung von Unfallrisiken 
und Umweltbelastungen. Für die Entwicklung des Kfz-Verkehrs zwischen 1995 bis 2010 
auf den betroffenen Straßen wurde eine Zunahme zwischen einem Viertel und mehr als 
100% prognostiziert (Antragsunterlagen zum ROV, Erläuterungsbericht Anlage II, Seite 
4 ff, Dezember 1997). 

 

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt  

Die Bürgerinitiative lehnt das Projekt grundsätzlich ab, weil 

- die verkehrspolitische Zielsetzung einer Innenstadtentlastung nachweislich nicht 
erreicht wird 

- erhebliche negative Auswirkungen der geplanten Baumaßnahme für die Stadt und 
die Region zu erwarten sind. Nachteilige Auswirkungen sind insbesondere zu er-
warten in Bezug auf die Lebensqualität in verschiedenen Wohnquartieren (z.B. 
Forststraße, Am Neuen Palais, Amundsenstraße), eine zusätzliche Belastung des 
Gebietes des UNESCO-Weltkulturerbes mit Verkehr und Schwerlastverkehr, eine 
Zerstörung der einzigartigen Kultur- und Naturlandschaft (Havelseen) in der Um-
gebung Potsdams. Der durch Bildung, Dienstleistung und Tourismus geprägte 
Wirtschaftsstandort Potsdam/Potsdam-Mittelmark würde erheblichen Schaden 
nehmen.   

Durch die geplante Streckenführung wird Verkehr von der Autobahn abgezogen (maut-
freie Abkürzung der Autobahn um Potsdam) und in unmittelbare Nähe von Wohn- und 
Erholungsgebieten gelenkt. Die Ortsumgehung würde zusätzlich Wohngebiete in Potsdam 
und in angrenzenden Gemeinden in erheblichem Maße belasten, ohne die angegebene 
Entlastungswirkung zu sichern. Eine Verbesserung der Stadtqualität – wie im BWVP 2003 
gefordert - wird nicht erreicht.  

Das Projekt befindet sich mit höchster Dringlichkeitsstufe im Bundesverkehrswegeplan, 
obwohl ein Nachweis des Bedarfs für dieses Projekt nicht erfolgte.  

Es liegt kein integriertes Verkehrskonzept für den Gesamtraum Potsdam und Potsdam-
Mittelmark vor, der verkehrlich stark belastet ist. Das ist die Voraussetzung für weitere 
Straßenbauvorhaben. 

 

Alternativvorschläge der BI 

Die Stadt Potsdam verfügt mit dem großräumig angelegten Autobahnring bereits über 
eine Ortsumgehung. Sollte die Leistungsfähigkeit der Autobahn nicht ausreichen, ist es 
effektiver, finanzielle Mittel für die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Autobahn be-
reit zu stellen. 

Erforderlich sind außerdem eine bessere Organisation des innerstädtischen Verkehrs und 
eine weitaus bessere Verknüpfung zwischen den einzelnen Verkehrsträgern an den 
Schnittstellen.  
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Bürgerinitiative „Rettet den See“  

www.rettetdensee.de 

Gründung der BI : März 2006 

Organisationsform:  

Bürgerinitiative 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Verkehrsprojekt:  

Ortsumgehung Potsdam, Abschnitt Verbindung zwischen B 1 und B 2 über den Schwie-
lowsee „Havelspange“; im Bundesverkehrswegeplan 2003 im Projekt „Ortsumgehung 
Potsdam (B 1-L40) BB7620 enthalten. Die im BVWP 2003 angegebenen Investitionskos-
ten des Bundes für die Gesamtstrecke B 1-L40 betragen 33,4 Mio Euro. Die Kosten für 
den Abschnitt „Havelspange“ sind nicht angegeben. 
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Begründung für das Vorhaben 

Entlastung der Stadt Potsdam vom Durchgangverkehr, damit Minderung von Unfallrisiken 
und Umweltbelastungen. Für die Entwicklung des Kfz-Verkehrs zwischen 1995 bis 2010 
auf den betroffenen Straßen wurde eine Zunahme zwischen einem Viertel und mehr als 
100 % prognostiziert (Antragsunterlagen zum ROV, Erläuterungsbericht Anlage II, Seite 
4 ff, Dezember 1997).  

 

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

Die Ortsumgehung Potsdam entlastet die Stadt Potsdam nur geringfügig. Untersuchun-
gen belegen, dass der Anteil des Durchgangsverkehrs 6 % bis 7 % am Gesamtverkehr 
beträgt.  

Die Ortsumgehung würde dagegen Wohngebiete in Potsdam und in angrenzenden Ge-
meinden in erheblichem Maße belasten. Eine Verbesserung der Stadtqualität – wie im 
BWVP 2003 gefordert - wird nicht erreicht. Im Gegenteil, durch die geplante Streckenfüh-
rung wird Verkehr von der Autobahn abgezogen (mautfreie Abkürzung der Autobahn um 
Potsdam) und in unmittelbare Nähe von Wohn- und Erholungsgebieten gelenkt. 

Der Bedarf für dieses Projekt war bereits zur Zeit der Aufnahme in den BVWP nicht 
nachweisbar. Daran hat sich bis heute nichts geändert.  

Es liegt kein integriertes Verkehrskonzept für den verkehrlich stark belasteten Gesamt-
raum Potsdam und Potsdam-Mittelmark. Das ist die Voraussetzung für weitere Straßen-
bauvorhaben. 

Die grundsätzlichen Argumente gegen das Gesamtvorhaben werden ergänzt für den Be-
reich Schwielowsee/Caputh durch: 

- Verlärmung des Raumes am Templiner See und damit deutliche Minderung der 
Attraktivität von Caputh als Erholungsort für Touristen und Tagesausflügler. Damit 
sind voraussichtlich wirtschaftliche Konsequenzen für das Erholungsgewerbe im 
Ort verbunden 

- Erhebliche Verringerung der Attraktivität als Wohnstandort 

- Es muss unbedingt vermieden werden, dass der Naherholungsraum und das 
schutzwürdige See- und Ufergebiet durch das Bauvorhaben, das zu erwartende 
Verkehrsaufkommen und die damit verbundenen Belastungen dauerhaft geschä-
digt werden. Wir sind für eine Vermeidung dieses erheblichen Eingriffs in die Natur 
und gegen die Entstellung der Kulturlandschaft. 

 

 

Alternativvorschläge der BI 

Die Stadt Potsdam verfügt mit dem großräumig angelegten Autobahnring bereits über 
eine Ortsumgehung. Sollte die Leistungsfähigkeit der Autobahn nicht ausreichen, ist es 
effektiver, finanzielle Mittel für die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Autobahn be-
reit zu stellen. 

Erforderlich sind außerdem eine bessere Organisation des innerstädtischen Verkehrs und 
eine weitaus bessere Verknüpfung zwischen den einzelnen Verkehrsträgern an den 
Schnittstellen.  
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Bürgerinitiative: „pro Kanallandschaft Kleinmachnow er Schleuse“  

Gründung der 
BI: 1998 

Organisations-
form:  
Bürgerinitiative in 
Kooperation mit 
dem Förderverein 
Landschafts-
schutzgebiet 
Buschgraben / 
Bäketal e.V. 
 
 
Verkehrsprojekt:  

Neubau der Schleuse Kleinmachnow als Bestandteil des Ausbauvorhabens für die Was-
serstraßenverbindung Hannover-Magdeburg-Berlin im Rahmen des Projektes 17 (Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit). Ein Planfeststellungsbeschluss P-143.3-Pro/28 der WSD 
Ost vom 12.02.2002 für den Neubau der Schleuse Kleinmachnow liegt vor. 

Grundlage sind Prognosen aus dem Jahr 1992 zu dem Verkehrs- und Güteraufkommen 
für das Jahr 2010 und eine daraus resultierende Nutzen-Kosten-Untersuchung. Es wurde 
eine neue Schleuse mit 190 m nutzbarer Kammerlänge, 12,5 m Breite und 4,0 m Tiefe 
konzipiert. Damit soll eine Anbindung des Berliner Osthafens an das westdeutsche Was-
serstraßennetz gewährleistet und die Erreichbarkeit des Osthafens für moderne Güter-
schiffe und Schubverbände hergestellt werden. Das bedeutet: Wasserstraßenklasse Vb. 
Durchfahrt für Großmotorgüterschiffe mit 110 m Länge, 11,4 m Breite und 2,8 m Ablade-
tiefe; Schubverbände mit 185 m Länge sowie gleicher Breite und Abladetiefe. 

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

- Im Oktober 2001 beschloss der Berliner Senat, die Nordvariante zur Anbindung 
des Berliner Westhafens zu favorisieren und den Osthafen mittelfristig, bis 
2006/07, zu schließen, d.h. auf den Ausbau der südlichen Anbindung des Ostha-
fens und des planerisch erwogenen Standortes Späthfelde im Rahmen des VDE 
17 zu verzichten. Der Senat sieht keine Notwendigkeit mehr zum Ausbau des Tel-
towkanals für Großmotorgüterschiffe und 185 m lange Verbände. Damit entfällt der 
Haupthafen für die Südtrasse (Teltowkanal). Großmotorgüterschiffe und 185 m 
Großschubverbände haben keinen Zielhafen mehr! 

- Wegen entscheidender Veränderungen der ursprünglichen Rahmenbedingungen 
entspricht der Planfeststellungsbeschluss der WSD Ost für den Neubau der 
Schleuse Kleinmachnow mit einer 190 m Kammer nicht mehr der realen Wirt-
schaftsentwicklung. Er muss folglich überprüft werden. Während die ursprüngliche 
Prognose von fast 10 Mio Tonnen Gütertransport durch die Kleinmachnower 
Schleuse für das Jahr 2015 ausging, sieht die neue Prognose nur noch 1,5 Mio 
Tonnen im gleichen Prognosejahr vor. Damit entfällt die ursprünglich herangezo-
gene Begründung, dass die Prognose für den Güterverkehr von 1992 den Bau ei-
ner 190 m Kammer erforderlich macht. 

- Unkalkulierbare Spätfolgen der 190 m Schleuse für anliegende geschützte Uferbe-
reiche. 
Bisher konnte die Befürchtung, dass bei der Schleusung über die geplante 190 m 
Kammer dem Machnower See im Oberwasser schlagartig weitaus mehr Wasser 
entzogen wird, als mit der jetzigen 85 m langen Nordkammer, nicht überzeugend 
entkräftet werden. Die Bundesanstalt für Gewässerkunde bestätigt in ihrem Gut-
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achten über die wasserwirtschaftlichen Auswirkungen des VDE 17, dass im Be-
reich der Kleinmachnower Schleuse besonders im Hochsommer in mehr als zwei 
Monaten die vorgesehene Durchflussmenge unterschritten wird. Das bedeutet, 
dass die ursprünglich vorgesehene Stauhöhe nicht mehr erreicht wird (im heißen 
und trockenen Sommer 2003 bereits deutlich zu beobachten). Jeder Schleusungs-
vorgang über die geplante erheblich größere 190 m Kammer zieht einen schnellen 
Wasserausgleich im Oberwasser (Machnower See/Teltowkanal) nach sich. In den 
Hochsommermonaten, in dem die Wasserdurchflussmenge über den Teltowkanal 
bereits nicht mehr ausreichend gesichert ist, muss dadurch den Uferbereichen des 
Machnower Sees zusätzlich Wasser entzogen werden, da die Fließrichtung des 
Oberflächenwassers vom Ufer zum Kanal und zum See hin verläuft. Die Folge wä-
re sicher eine dauerhafte irreparable Schädigung der anliegenden Uferbereiche in 
den dortigen Landschaftsschutzgebieten einschließlich der Bäke-Niederung.  

 

Alternativvorschläge der BI 

Bau einer nur 115 m Schleusenkammer und damit Verkürzung des irreparablen Eingriffs 
in das sensible Ufer um 75 Meter. Um die umfangreicheren Ufereingriffe für dadurch er-
forderliche Koppelstellen im Unterwasser zu verhindern bzw. im Oberwasser zu minimie-
ren, schlägt die BI die Prüfung folgender Varianten vor: 

- Auf der Südseite des Kanals ist im Vorhafen des Unterwassers bereits eine War-
testelle vorgesehen, die von der Länge als Koppelstelle ausreicht. Unweit davon 
könnte in Richtung Westen eine notwendige zweite Wartestelle eingerichtet wer-
den. Im Unterwasser gab es auf der Südseite des Kanals schon in den 30er Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts drei Schiffswartestellen. Eine dieser Wartestel-
len könnte voraussichtlich - ohne größere Probleme für den Verkehrswasserbau – 
wieder hergestellt werden. Logistisch ist beim heutigen Stand der Technik das 
rechtzeitige Heranführen der Schiffe aus jeder beliebigen Position an die Schleuse 
auch im Einrichtungsverkehr problemlos möglich.  

- Für die Minimierung des immer noch erheblichen Eingriffs in das sensible Nordufer 
in der Nähe der Hakeburg wird folgende Variante vorgeschlagen: 
 
Planfestgestellt ist eine Wartestelle im Oberwasser der „Schiffsschleusenanlage 
Kleinmachnow“. Sie hat unverhältnismäßig große Uferabgrabungen und umfang-
reiche Rodungen von wertvollen Altbuchen und auch –eichen am Nordufer zur 
Folge. Eine Verlegung der Wartestelle an die südliche Kanalkante parallel zur 
Straße „Allee am Forsthaus“ und eine Verschiebung etwa 90 m in Richtung Mach-
nower See bewirkt im oberen Vorhafen eine ausreichende Manövrierfreiheit sowie 
die Leichtigkeit und Sicherheit zum Befahren der 115 m Nord- wie auch der ge-
genwärtigen Mittelkammer. Der Betriebsweg könnte hier direkt am Südufer (im 
zum Teltowkanal gehörenden Uferbereich) entlang geführt werden, ohne dass da-
durch das südlich der Straße „Allee am Forsthaus“ anschließende Naturschutzge-
biet berührt würde. 

- Dies würde erfordern, dass der Bootsanleger bei TeK-km 8,700 in Richtung 
Schleuse verlegt und gleichzeitig das südliche Vorhafenufer der Öffentlichkeit wie-
der zugängig gemacht wird. Die erforderliche Wartestellenlänge könnte man errei-
chen, indem man den Machnower See auf der Südseite auf geringster Länge et-
was öffnet, d.h. in Verlängerung der Kanalkante das Ufer ab ca. TeK-km 8,950 
abgräbt. Dieser Eingriff würde das NSG nicht betreffen. Die Uferabgrabungen in 
der Nähe der Hakeburg würden mindestens um die Hälfte verringert und somit der 
größte Teil des wertvollen Altbaumbestandes erhalten. Die Nordkammer würde 
auch unter diesen geänderten Bedingungen gefahrlos angesteuert und sicher be-
fahren werden können. 
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Bürgerinitiative „Bürgerinitiative Kahren e.V.“ 

www.aub-cottbus.de 

Gründung der BI :  

Gründungsdatum des  
Vereins: 15. August 2002.  
Als Zusammenschluss von 
engagierten Bürgern existiert 
die Initiative bereits seit dem 
08.10.2001.   

Organisationsform:  
Eingetragener Verein 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verkehrsprojekt:  

Ortsumfahrung Cottbus, B 168n Cottbus, Projekt BB8083 im Bundesverkehrswegeplan 
2003 (dieses Projekt wird dort als B 97n/168n OU Cottbus 2. BA bezeichnet). Die Investi-
tionskosten des Bundes werden mit 23 Mio. Euro angegeben9.  

Begründung für das Vorhaben: Entlastung der Innenstadt durch eine östliche Umfahrung 
der Stadt mit Anschluss an die A 15. 

 

Auswahl wichtiger Argumente der BI gegen das Verkeh rsprojekt 

- Die stark rückläufige Bevölkerungsentwicklung von 115 Tsd. auf voraussichtlich 87 
Tsd. Einwohner im Jahr 2020 in Kombination mit einem wachsenden Anteil der 
über 65-jährigen bedingt ein rückläufiges Verkehrsaufkommen im MIV.  

- Die geplante bzw. bereits teilweise im Bau befindliche Oder-Lausitz-Magistrale hat 
insbesondere für den LKW-Verkehr eine entlastende Funktion für die Stadt Cott-
bus.  

- Mit dem Bau der Ortsumfahrung würde Kahren von drei Seiten von schnell fah-
rendem Verkehr eingeschlossen, so dass der Ort von allen Erholungsgebieten ab-
geschnitten wäre.  

- Für Cottbus ergäbe sich eine wesentliche Luftverschlechterung, weil genau östlich 
von Kahren die Kaltluftschneise entlangführt. Zudem ist genau dieses Gebiet als 
künftiges Naherholungsgebiet ausgewiesen.  

- Der Bau der Ortsumfahrung wäre in einem Teilbereich eine parallele Trassenfüh-
rung zur B 115.  

- In einem Raum, dem durch den Braunkohlenbergbau ständig in hohem Maße 
land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche entzogen wird, müssen vorhandene Tras-
sen genutzt werden, um prognostizierten rückläufigen Verkehr optimal zu leiten. 

                                                 
9 Bundesverkehrswegeplan 2003, Beschluss der Bundesregierung vom 2.Juli 2003, Seite 98 
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Alternativvorschläge der BI 

Die Oder-Lausitz-Magistrale sollte bahnparallel die Trasse der Kohlebahn nutzen. Damit 
wäre ein Anschluss an die A 15 unkompliziert möglich. Mit dieser Variante könnten Ein-
sparpotenziale beim Landerwerb, bei Sonderbauwerken und beim Lärmschutz genutzt 
werden.   
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4 Ergebnisse der Befragungen in Bürgerinitiativen 
Bei der Auswahl der Bürgerinitiativen wurden eine möglichst breite räumliche Streuung 
und eine gewisse Unterschiedlichkeit der Verkehrsprojekte berücksichtigt. Es war zu Be-
ginn allerdings offen, ob ein Querschnitt von erfolgreichen und weniger erfolgreichen Initi-
ativen gelingen würde. Nach Abschluss der Gespräche konnte festgestellt werden, dass 
nach eigener Einschätzung alle Initiativen Erfolge oder Teilerfolge aufweisen können. 
Zugleich benennt jedoch etwa die Hälfte von ihnen zumindest gleichwertige Misserfolge 
oder schätzt das Gewicht dieser Misserfolge höher ein. Damit ist für die weitere Auswer-
tung gesichert, dass ein differenzierter Erfahrungshintergrund gegeben ist. Das ist eine 
wichtige Voraussetzung für die Verallgemeinerungsfähigkeit von Ergebnissen.  

Das Entstehungsmuster für die Gründung der befragten Bürgerinitiativen war stets gleich:  

(1) Phase 1  
Bürger erhalten auf unterschiedlichen formellen und/oder informellen Wegen In-
formationen über ein in ihrer Region geplantes Verkehrsprojekt. 

(2) Phase 2  
Eine Reihe von Bürgern versucht, weitere Informationen über das Vorhaben zu 
erhalten, mit dem Ziel, sich mit diesem Projekt sachlich auseinander zu setzen und 
das Für und Wider abzuwägen. Häufig werden in dieser Phase bereits Fachleute 
(z.B. Planer, Verkehrsplaner) aus dem Umfeld einbezogen. 

(3) Phase 3  
Aufgrund offensichtlicher Mängel, Widersprüche oder zu vieler offener Fragen tra-
gen Bürger ihre Fragen, Hinweise und Argumente den jeweiligen Behörden bzw. 
politischen Gremien vor. Ihr Ziel ist die sachliche Prüfung ihrer Argumente und 
Antworten auf ihre offenen Fragen. Sie erwarten eine fachlich korrekte und nach-
vollziehbare Auseinandersetzung. Hier nehmen Bürger eine deutliche Diskrepanz 
zwischen Erwartung und Realität wahr.   

Spätestens in der Phase 3 wird der bereits diskutierte Gedanke, eine BI zu gründen, in die 
Tat umgesetzt. Der Zeitpunkt ist von den jeweiligen lokalen Bedingungen abhängig, z.B. 
von den handelnden Akteuren, dem politischen Umfeld, der Verkehrssituation vor Ort. 
Während des oben beschriebenen Ablaufs wird den beteiligten Bürgern klar, dass für eine 
vernehmbare und nachdrückliche Vertretung ihrer Interessen ein Zusammenschluss und 
die Benennung von Sprechern erforderlich sind.  

Unterschiede gab es in der Schnelligkeit des Erkenntnisprozesses, in der Art und Weise 
der Umsetzung der gewonnen Erkenntnisse und in der gewählten Organisationsform - 
Initiative oder Verein. Von den zehn befragten BI haben zwei die Organisationsform eines 
Vereins gewählt. Acht Initiativen arbeiten mit lokalen oder regionalen Vereinen zusam-
men. Das erfolgt zum Teil in Personalunion von Akteuren, die zugleich in der BI und Mit-
glied in einem Verein sind oder in lockerer aber kontinuierlicher Verbindung und Unter-
stützung für Aktionen. 

In jeder BI gibt es gute Gründe für die gewählte Organisationsform. Stets sind die Vor- 
und Nachteile der jeweiligen Form unter den spezifischen lokalen Bedingungen abzuwä-
gen10. Eine allgemeingültige Empfehlung für eine bevorzugte Organisationsform gibt es 
nicht, wohl aber Empfehlungen und Erkenntnisse in den BI für eine erfolgreiche Arbeit. 
Diese Erkenntnisse sowie die Erfahrungen im Umgang mit Behörden und Politikern unter-
schiedlicher Ebenen werden in den folgenden Abschnitten dargestellt.   

                                                 
10 Vgl. Sommer, K., M. Dieke und R. Herzog. „Leitfaden Bürgerbeteiligung“ Teil 2, S. 35, Potsdam 
2004, Hrsg.: Landesbüro anerkannter Naturschutzverbände und ARGUS Potsdam e.V. 
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4.1. Erfahrungen im Umgang mit Verwaltungen und 
Politikern 
Von den Interviewpartnern wurde eine sehr differenzierte Einschätzung ihrer Erfahrungen 
gegeben. Es gab keine Pauschalurteile oder nicht begründete Behauptungen. Dies gilt 
gleichermaßen für erfolgreiche und - nach eigener Einschätzung - weniger erfolgreiche 
Initiativen.  

4.1.1 Verwaltungen 
Alle Befragten waren um eine möglichst faire Einschätzung der jeweiligen Situation und 
Sachverhalte bemüht. Ungeachtet der differenzierten Bewertung überwiegen die kriti-
schen Urteile zum Verwaltungshandeln. Bürger erwarten von „ihrer“ Verwaltung – gleich 
welcher Ebene - auch bei unterschiedlichen Auffassungen einen fairen Umgang und ein 
sachliches und argumentativ begründetes Vorgehen. Diese Erwartungen wurden mehr-
heitlich nicht erfüllt. Dabei wurden innerhalb einer Behörde durchaus unterschiedliche 
Verhaltensweisen von Mitarbeitern festgestellt. Vertreter der Initiativen, die in Planungs-
verfahren mitwirkten, äußerten sich mehrheitlich kritisch zum Verhalten von Verwaltungs-
mitarbeitern bei der Wahrnehmung ihres Rechts auf Akteneinsicht. Dies gilt insbesondere 
für Straßenbaubehörden11, wurde jedoch bis in das zuständige Ministerium12 beispielhaft 
belegt.  

Auf der Ebene der Kommunalverwaltungen – vor allem der Gemeindeverwaltungen - ist 
festzustellen, dass das Verhalten gegenüber den BI vorrangig durch das Verhalten und 
die Einstellung der Verwaltungsspitze zum geplanten Projekt geprägt wird:  

-  Bei einer kritischen oder ablehnenden Haltung der Verwaltungsspitze zum geplanten 
Projekt, erhalten BI Unterstützung z.B. durch die unkomplizierte Bereitstellung der ver-
fügbaren Informationen. Darüber hinaus wurden auch weitere Fachinformationen zur 
Verfügung gestellt, sofern sie für die fachliche Bewertung und Einordnung des Vorha-
bens von Bedeutung waren.  
Es wurde berichtet, dass auf Bürgermeister, die mit den Zielen von BI sympathisieren, 
in der Vergangenheit mehr oder weniger deutlicher Druck von höherer Verwaltungs-
ebene ausgeübt wurde. Je nach lokalen Bedingungen konnte z.B. auf mögliche 
Schwierigkeiten bei der Bereitstellung von Fördermitteln verwiesen oder die berufliche 
Zukunft als Bürgermeister in Frage gestellt werden. In der gemeinsamen Diskussion 
wurde festgestellt, dass kommunale Verwaltungen eine deutliche Auseinandersetzung 
mit der übergeordneten Verwaltung überwiegend scheuen. Zu weitgehend sind die 
vielfältigen Abhängigkeiten von den oberen Verwaltungsbehörden. 

-  Häufiger verwiesen Kommunalverwaltungen darauf, dass sie nicht zuständig für die 
von den Bürgern dargestellten Fragen und Argumente wären und sich zu dem Vorha-
ben aus diesem Grund nicht äußern würden. So wären z.B. Grund und Boden nicht im 
Gemeindeeigentum. Hier ist anzumerken, dass kommunale Gebietskörperschaften 
stets als Träger öffentlicher Belange (TÖB) im Verfahren beteiligt werden. Die Stel-
lungnahme der TÖB und die dort enthaltenen Beurteilungen und Argumente sind im 
Verfahren zu berücksichtigen. 

-  Zur dritten Gruppe gehören Kommunalverwaltungen, deren Verwaltungsspitze das 
geplante Vorhaben kritiklos unterstützt. Hier ist es für BI besonders schwer. Eine 
sachliche Auseinandersetzung zu Fragen und Argumenten der BI war i. d. R. nicht 
möglich, Informationen werden nach Möglichkeit zurückgehalten. Die Palette der 
„Maßnahmen“ reicht von der Erläuterung aller nur möglichen formalen und verwal-

                                                 
11  Landesamt für Straßenwesen, seit 2005 Landesbetrieb für Straßenwesen 
12 Ministerium für Städtebau, Wohnen und Verkehr bzw. seit 2004 Ministerium für Infrastruktur des 
Landes Brandenburg 
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Aus den Interviews mit BI 
Straßen müssen einfach ge-
baut werden – das wird nicht 
hinterfragt! 
Wir verstehen, dass die Behör-
de damit auch ihre künftigen 
Arbeitsaufgaben sichert. Aller-
dings hätten die Beschäftigten 
über Jahre genug zu tun, wenn 
sie sich mit den dringend erfor-
derlichen Instandhaltungsarbei-
ten beschäftigen würden. 
Die Sicherung des Arbeitsplat-
zes kann nicht dazu führen, 
dass alles mit Straßen zuge-
baut wird. 

tungsrechtlichen Bedenken und Hindernisse sowie ihrer praktischen Anwendung bis 
zur Erschwerung der Wahrnehmung des Rechts auf Akteneinsicht.  

Parallel zu den jeweiligen Stadt- bzw. Gemeindeverwaltungen wandten sich die BI an die 
Verwaltungen auf Kreis-, Landes- und Bundesebene. Auch wenn der Schwerpunkt auf 
den Kontakten zur zuständigen Landesverwaltung lag, so wurden, von Ausnahmen abge-
sehen, auch die jeweiligen Landratsämter kontaktiert. Die Erfahrungen der BI auf dieser 
Ebene reichen von Verständnis und konstruktiver Auseinandersetzung mit den vorgetra-
genen Argumenten über die Erläuterung der „Nichtzuständigkeit“ bis zu „praktizierter Ab-
lehnung von BI“. Letzteres bedeutete vor allem die Erschwerung oder Verhinderung der 
Einsichtnahme in die verfügbaren Informationen. Parallelen zur Ebene der Städte und 
Gemeinden sind deutlich. 

Auf Landesebene wurden das zuständige Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung 
(MIR), die jeweilige Straßenbaubehörde, das Landesumweltamt (LUA) und die Gemein-
same Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg (GL) sowie die Wasser- und Schiff-
fahrtsämter Brandenburg und Berlin von den Initiativen angesprochen. Durchgängig kri-
tisch wurde das Verhalten der jeweiligen Straßenverkehrsbehörde gegenüber den BI be-
urteilt. Allerdings mit der Einschränkung, dass in einzelnen Ämtern verantwortungsvoll 
handelnde Mitarbeiter das Recht von Bürgern auf Akteneinsicht und Information im zuläs-
sigen Umfang ermöglichten. Überwiegend wurden jedoch massive Behinderungen ge-
schildert, die in einigen Fällen als diskriminierend beschrieben wurden. Die Erfahrungen 
mit der Ministerialverwaltung waren differenziert. Die Einschätzungen reichten von 
„grundsätzlich positiv zu wertender Zurückhaltung“ bis zu geradezu beispielhaft diskrimi-
nierendem Verhalten von Vertretern einer BI bei der Wahrnehmung ihres Rechts auf Ak-
teneinsicht. Einige Male wurde positiv hervorgehoben, dass sich das Infrastrukturministe-
rium an seine vor mehreren Jahren gegebene Zusage zur Vorgehensweise in einem strit-
tigen Projekt trotz wechselnder Minister hält. Nun ist das ein Verhalten, das Bürger von 
ihrer Verwaltung normalerweise erwarten können. Wenn dieser Fakt dennoch lobend her-
vorgehoben wird, müssen wohl überwiegend entgegengesetzte Erfahrungen vorliegen?! 
Allein diese Tatsache sollte Anlass zum Nachdenken sein. 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass sich die BI von Bedenken oder auch Widerstand auf 
unterschiedlichen Verwaltungsebenen nicht abschrecken ließen bzw. lassen. In den Ge-
sprächen wurde fast ausnahmslos der Eindruck vermittelt, dass in diesen Fällen die Über-
zeugung in den Initiativen wuchs, mit ihren Argumenten und Fragen genau die „wunden 
Punkte“ in den Planungen angesprochen zu haben. Diese Einstellung festigte sich, wenn 
auf die Argumente und Fragen der Initiativen fachlich nur mangelhaft begründete Antwor-
ten gegeben werden konnten und die Vertreter der Verwaltungen über keine oder keine 
ausreichenden fachlichen Argumente verfügten, um sich mit den Einwendungen der BI 
auseinanderzusetzen.  

Es sei an dieser Stelle noch einmal darauf hingewiesen, 
dass eine derartige Einschätzung nie pauschal erfolgte. 
Stets gab es einen konkreten Erfahrungshintergrund, 
der Ursache für diese mehrheitliche Bewertung war. 

Enttäuschend waren für einige Initiativen die Stellung-
nahmen und Bewertungen der Gemeinsamen Landes-
planung Berlin-Brandenburg. Im Ergebnis einiger 
Raumordnungsverfahren wurden Auflagen erteilt, die 
normalerweise das „Aus“ für ein Verkehrsprojekt bedeu-
ten würden. Trotzdem wurde eine bedingte Vereinbar-
keit mit den Zielen der Raumordnung und Landespla-
nung bei der Umsetzung von Maßgaben festgestellt. 
Dieser offensichtliche Widerspruch begründet die Mei-
nung, dass eine unabhängige Arbeit der beurteilenden 



 

Verkehrsbürgerinitiativen in Brandenburg 

 33 

Aus den Interviews mit BI 
Wir sind der Meinung, dass im 
Umgang mit Straßenbauverwal-
tungen noch heute der Satz von 
Kurfürst Friedrich Wilhelm gilt: 
 
„Es ist dem Untertanen untersagt, 
den Maßstab seiner beschränkten 

Einsicht an die Handlung der 
Obrigkeit anzulegen.“  

Behörde in Brandenburg nicht gegeben wäre. 

Kontakte zu Bundesbehörden erfolgten bzw. erfolgen überwiegend schriftlich. Es gibt in 
einzelnen BI persönliche Gespräche mit den jeweils zuständigen Vertretern des Bundes-
verkehrsministeriums oder der zuständigen Fachbehörde des Bundes (Wasserstraßen-
neubauamt des Bundes). Mehrheitlich wurde von den BI sowohl aus den persönlichen als 
auch aus den schriftlichen Kontakten der Eindruck gewonnen, dass die für den Straßen-
bau zuständigen Landes- und Bundesbehörden die Verantwortung für das betreffende 
Vorhaben auf die jeweils andere Behörde schieben. Zumindest zum Beginn ihrer Aktivitä-
ten sind die Bürger aus den Initiativen noch nicht im Detail über Zuständigkeiten infor-
miert. Es entstand das Gefühl, dass sie mit voller Absicht in einen „Behördendschungel“ 
geschoben werden, in dem sie Überblick und Engagement verlieren sollen. Der Eindruck 
mangelnder Transparenz wurde von den jeweiligen Verkehrsbehörden i. d. R nicht abge-
baut. Über die Möglichkeiten der Beteiligung von Bürgern in Verwaltungsverfahren wurde 
nur unvollständig informiert. 

Die BI erkennen, dass Behörden engagierte Sachwalter getroffener Entscheidungen sind 
und diese Aufgabe mit der gesamten Macht des Verwaltungsapparates wahrnehmen. 
Zweifel oder Fragen zur Notwendigkeit des Vorhabens überhaupt oder in den geplanten 
Dimensionen sind für Behördenvertreter deshalb „von Amts wegen“ ausgeschlossen. Es 
entsteht durchaus der Eindruck, dass hier ein „David gegen Goliath“ kämpft. Das bezieht 
sich sowohl auf die Größe, die technische Ausstat-
tung, die Verfahrensdauer und die Kenntnis interner 
Verwaltungsabläufe. Die BI haben dem ihr Engage-
ment, ihre Kreativität, und ihren Willen zum Erfolg 
entgegen zu setzen. Die nutzen sie vielfach für eine 
ideenreiche Öffentlichkeitsarbeit, für die Bildung von 
Netzwerken und die Gewinnung von Verbündeten 
sowie für die Aneignung wichtiger fachlicher Kennt-
nisse, um den Vertretern von Verwaltung und Politik 
auf gleichem Niveau zu begegnen.  

Durchgängig kritisiert wurde die Art und Weise der 
Prüfung von Trassenalternativen  bzw. Ausbaualternativen , die von den Verkehrswal-
tungen durchzuführen ist. Hier nehmen die Initiativen zur Beurteilung von Varianten auch 
die Unterstützung von Fachplanern zur Hilfe. Ein anschauliches Beispiel für die Vorge-
hensweise der Verwaltungen hat das „Aktionsbündnis Ausbau der B 5, B 189 – keine 
A 14“ auf seiner Internetseite dargestellt. In seinem Gutachten erläutert Prof. Becker von 
der TU Dresden nachvollziehbar, in welcher Weise bereits vom Auftraggeber – in diesem 
Fall das Bundesverkehrsministerium – das Ergebnis der Prüfung vorher bestimmt wird.13 
In anderen Fällen war es offensichtlich, dass die Prognosezahlen, auf denen die Planung 
basiert, von der realen Entwicklung bereits korrigiert wurden. Außerdem waren die im 
Planungsverfahren geprüften Alternativen offensichtlich so gewählt, dass nur der ge-
wünschte Vorschlag eine Chance auf Berücksichtigung finden konnte. Von den BI vorge-
schlagene Alternativen, die bereits vorhandene Trassen einbeziehen, wurden dagegen 
ausgespart und blieben in Diskussionen unberücksichtigt.  

Fast die Hälfte der BI haben Erfahrungen mit einer von der jeweiligen Verkehrsverwaltung 
eingesetzten so genannten „neutralen Moderatorin“, Frau Dipl.-Ing. Ilona Kiefel. Der Ein-
druck, der von diesen Veranstaltungen vermittelt wurde, entsprach jedoch nicht den An-
forderungen an eine neutrale Moderation. Von den BI wurde kritisiert, dass der üblicher-
weise ergebnisoffene Ausgang der Moderation offensichtlich nicht gewährleistet war. In 
allen Fällen wurden begründete Zweifel an der Neutralität der von den Verkehrsbehörden 
eingesetzten Moderatorin geäußert.  

                                                 
13 http://www.keineA 14.de/userfiles/stellungnahme_prof_becker_20050710.htm 
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Aus den Interviews mit BI 
In den Parteien CDU+SPD+FDP 
(Gemeinde, Kreis, Land) gibt es 
Befürworter und Gegner des Pro-
jekts; einige Abgeordnete sind 
absolut „obrigkeitshörig“ und ohne 
eigene Position. 

Aus den Interviews mit BI 
In der Politik gibt es unterschiedli-
che Erfahrungen. In fast allen Par-
teien trifft man auch auf interes-
sierte und kompetente Ge-
sprächspartner, leider aber auch 
auf viel Borniertheit und Inkompe-
tenz, die einen wesentlichen Anteil 
an der allgemeinen Politikverdros-
senheit haben dürften. 

Diese Zweifel werden durch eine Meldung der „Magdeburger Volksstimme“ vom 
26.11.2005 bestätigt. Die eingesetzte Moderatorin war bis 2005 für die „Gesellschaft zur 
Förderung umweltgerechter Straßen- und Verkehrsplanung“ (GSV) für die Durchsetzung 
der Interessen von Autobahn- und Straßenbaulobbyisten tätig (vgl. Anlage 2).14 Die GSV 
ist seit einer Panoramasendung des NDR im Jahr 1998 als Lobbyorganisation der Stra-
ßenbau- und Betonfirmen bekannt. Im Jahr 2003 berichtete der Spiegel, wie die GSV die 
Bildung von „Bürgerinitiativen“ für Straßenbauprojekte initiiert und unterstützt.15 Es ent-
behrt nicht einer gewissen Dreistigkeit, eine offensichtlich im Interesse der Straßenbau-
lobby arbeitende Person als „neutrale Dritte“ in einem Moderationsverfahren einzusetzen.  

4.1.2 Politiker 
Der politische Hintergrund, vor dem die BI ihre Erfah-
rungen darstellten, ist sehr unterschiedlich. Es gibt 
Kommunalvertretungen, die ablehnende Beschlüsse 
zu dem geplanten Vorhaben gefasst haben. Es gibt 
Kommunalvertretungen, in denen keine Beschlüsse 
dazu gefasst wurden, das Handeln der Verwaltungs-
spitze und wichtige kommunale Planungsdokumente jedoch eine vorsichtig ablehnende 
Haltung erkennen lassen. Letztendlich gibt es Kommunalvertretungen, in denen eine 
Mehrheit für das geplante Projekt ist. Entsprechend unterschiedlich sind die Erfahrungen 
der Mitglieder mit Politikern auf kommunaler Ebene.  

Aus Kommunalvertretungen, in denen die Straßenbaubefürworter in der Mehrheit sind, 
wurde von deutlicher Ungleichbehandlung der BI-Vertreter in Ausschüssen im Vergleich 
zu „Pro-Projekt-Bürgern“ berichtet (z.B. Redezeit in Ausschüssen). Insbesondere zu Be-
ginn wären die Mitglieder von BI geradezu als „Schmuddelkinder“ behandelt worden, oder 
es wurde versucht, sie lächerlich zu machen. Das gilt vor allem, wenn ein deutlicher Frak-
tionszwang der stärksten Parteien zu beobachten ist. Allerdings gibt es anderenorts auch 
die Einschätzung, dass Politiker – selbst bei grundsätzlich anderer Meinung – sehr wohl 
mit den Vertretern der BI reden. Das bedeutet allerdings keine ernsthafte Auseinander-
setzung mit den Fakten, die gegen das Projekt sprechen. Die Argumente der BI werden 
auf diese Weise nicht entkräftet. Zumindest werden hier die Bürger angehört und nicht 
von vornherein auf vielfältige Weise ausgegrenzt.  

Eine eindeutige Differenzierung zwischen den Par-
teien lässt sich auf kommunaler Ebene nicht feststel-
len. So gibt es über Parteigrenzen hinweg Mehr-
heitsbeschlüsse in Kommunalvertretungen gegen ein 
geplantes Trassenprojekt. Genauso gibt es in Kom-
munalvertretungen mehrheitlich Befürworter eben-
falls unabhängig von Parteizugehörigkeit. Auch in der 
jeweils regierenden Fraktion in diesen Kommunen 
gibt es offen oder versteckt Mitglieder, die den Argu-
menten der BI zustimmen.  

Auf Landesebene sind Unterschiede eher erkennbar. Es wurde eingeschätzt, dass Politi-
ker der Opposition den Argumenten der Initiativen tendenziell aufgeschlossener gegenü-
berstehen als Vertreter der Regierungsparteien. Von diesen Abgeordneten erhielten BI - 
unabhängig von Wahlterminen - auch Unterstützung mit den parlamentarischen Möglich-
keiten, die einem Landtagsabgeordneten zur Verfügung stehen. Ungeachtet dessen gibt 

                                                 
14 Quelle: http://www.keine-a39.de/content/view/472/22/  
http://daserste.ndr.de/panorama/archiv/1998/t_cid-2953764_.html 
15 Kähn, Alexander: Der Umwelt eine Straße, Der Spiegel, Nr. 21, 19.05.2003, Seite 48 
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Aus den Interviews mit BI 
Politiker in unserer Region haben 
die Auffassung: Die Trasse bringt 
Arbeitsplätze und deshalb wird sie 
benötigt und ist somit gut! 

es auch in den Regierungsparteien Abgeordnete, die 
die jeweilige BI offen oder weniger offen unterstüt-
zen. Die Beteiligten schätzten ein, dass die Haltung 
von Politikern auf Landes- und Bundesebene mehr 
davon bestimmt wird, ob es eine inhaltliche Ausei-
nandersetzung mit den Zielen und Vorschlägen von 
BI gibt, oder ob lediglich die Fraktionshaltung das 
Handeln eines Politikers bestimmt.  

Auf Bundesebene sind die Erfahrungen mit Politikern ähnlich. Die jeweils angesproche-
nen Politiker der Regierungsparteien stehen den Zielen der BI überwiegend ablehnend 
gegenüber, während Abgeordnete der Opposition die BI mit ihren Möglichkeiten unter-
stützen.  

Einige BI hatten im Umgang mit Politikern den Eindruck, dass weniger ihre Argumente als 
vielmehr ihre Stimmen für die Wahl von Interesse sind. In diesen Fällen kann sich durch-
aus eine sehr zurückhaltende Einstellung gegenüber den betreffenden Abgeordneten 
entwickeln. Etwa die Hälfte der BI nutzten Zeiten des Wahlkampfes, um Einstellungen von 
Politikern ihres Wahlkreises zu dem jeweiligen Verkehrsprojekt zu erfragen und die Er-
gebnisse öffentlich zu machen (so genannte „Wahlprüfsteine“).  

 

Zusammenfassung  

In den befragten Initiativen gab es eine sachliche und gründliche Auseinandersetzung 
mit Zielen, Dimensionen und Folgewirkungen des Verkehrsprojektes. In allen Fällen 
wurden Alternativen erörtert, um die mit dem jeweiligen Projekt verbundenen Ziele zu 
erreichen. Die auf dieser Grundlage erarbeiteten Vorschläge reichen von der Nutzung 
oder Ertüchtigung bereits vorhandener Trassen über die Einbeziehung bereits bestä-
tigter Planungen bis zu detaillierten Vorschlägen zur Anpassung der Projektgröße an 
das zu erwartende Verkehrsaufkommen. Selbst bei grundsätzlicher Ablehnung des 
Projekts wurde auf Lösungsmöglichkeiten für die von den Verwaltungen dargestellten 
Probleme verwiesen. 

Auch wenn von den Befragten stets ein differenziertes Urteil über ihre Erfahrungen im 
Umgang mit Politik und Verwaltungen abgegeben wurde, lassen sich folgende Ten-
denzen deutlich erkennen: 

Das Bild von der Verwaltung wird dominiert durch die Straßenbauverwaltungen und 
das zuständige Ministerium des Landes Brandenburg bzw. durch das Wasserstraßen-
neubauamt. Auf dieser Ebene überwiegen eindeutig die negativen Erfahrungen. Das 
bezieht sich sowohl auf den Umgang mit nachfragenden Bürgern als auch auf fachli-
che Aspekte. Unter den fachlichen Aspekten steht die Frage nach dem Bedarf für die 
jeweiligen Verkehrsprojekte im Vordergrund. Aus Erfahrungen der Initiativen wird oft 
mit Prognosen und Zahlen operiert, bei denen Einwohnerentwicklung und Verkehrs-
entwicklung in einem fragwürdigen Verhältnis zueinander stehen. Ebenfalls als man-
gelhaft bewertet wurde die Prüfung von realistischen Alternativen.  

Auf kommunaler Ebene lassen sich zwischen Parteien keine eindeutigen Unterschiede 
in ihrer Haltung zu BI erkennen. Auf Landes- und Bundesebene ist für eine Reihe von 
Politikern die Meinung der jeweiligen Fraktion zum umstrittenen Verkehrsprojekt aus-
schlaggebend. Unabhängig davon gibt es in allen Parteien auch Abgeordnete, die sich 
mit den Argumenten der BI auseinandersetzen. Unter den Initiativen entstand der Ein-
druck, dass Politiker, die sich mit den Zielen und Vorschlägen von BI inhaltlich ausei-
nandersetzen, eher bereit sind, die Initiativen mit den ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln zu unterstützen.  
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4.2. Ursachen für Erfolge oder Misserfolge 
Die befragten Initiativen werden mit Bezug auf die erzielten Erfolge/Teilerfolge in drei 
Gruppen unterteilt: 

(1) Erfolgreiche BI, sie haben ihre Ziele fast vollständig oder überwiegend erreicht. In die-
se Gruppe gehören „Zukunft Ladeburg“ (Bernau), „Bürgerinitiativen gegen die Oder-
bruchtrassen“ (Oderbruch)  

(2) BI mit Teilerfolgen, die für die Zukunft eine wichtige Weichenstellung bedeuten. In 
diese Gruppe gehören z.B. „Rettet den See“ (Caputh), und „Werder blüht was“. 

(3) BI, die trotz erreichter Teilerfolge noch einen schwierigen Weg mit ungewissem Aus-
gang vor sich sehen. In diese Gruppe gehören z.B. „Aktionsbündnis Ausbau der B 5, 
B 189 – keine A 14“ und „pro Kanallandschaft Kleinmachnower Schleuse“ (Klein-
machnow). 

Alle Befragten gaben an, bisher zumindest Teilerfolge erreicht zu haben. Dazu können 
z.B. Verzögerungen bei der Planung oder dem Bau des Verkehrsprojektes ebenso wie 
Rückstufungen der Dringlichkeit gehören. Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen äußer-
ten die Vertreter der Bürgerinitiativen ihre Auffassungen zu den Faktoren, die für eine er-
folgreiche Arbeit entscheidend sind. 

4.2.1 Erfolgsfaktoren 
Die Vielzahl der genannten Faktoren bzw. Beispiele lassen sich folgenden Gruppen zu-
ordnen: 

DR. ELVIRA SCHMIDT

Überzeugende und 
wirksame  

Öffentlichkeitsarbeit

Juristische Kompetenz
(erst im formalen Planungsverfahren)

Zusammenhalt und 
„richtige Chemie“

in der BI

Aufbau eines 
Netzwerkes von 

Verbündeten

Solide fachliche 
Grundlagen und 

Argumente

Politische 
Lobbyarbeit

Erfolgsfaktoren

 

Alle BI, erfolgreiche und nach eigener Einschätzung weniger erfolgreiche, bezeichneten 
eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit  als wichtig oder sehr wichtig für eine erfolgreiche 
Arbeit. Ebenso oft wurde auch Klima in der BI bzw. der Zusammenhalt und eine hohe  
Verlässlichkeit als eine entscheidende Voraussetzung genannt. Fachlichplanerische 
Kompetenz  wird als eine wichtige Grundlage häufig aufgeführt, allerdings in einigen Fäl-
len mit dem Zusatz, dass sie nicht überschätzt werden darf. Politische Lobbyarbeit  und 
der Aufbau eines Netzwerkes wurden von allen Beteiligten praktiziert und als Vorausset-
zungen für ein erfolgreiches Handeln betrachtet. Für rd. die Hälfte der Initiativen bestand 
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bisher noch nicht die Notwendigkeit eines fachanwaltlichen Rechtsbeistandes im Pla-
nungsverfahren. Aus diesem Grund wird seine Bedeutung in dieser Gruppe niedriger be-
wertet.  

 

Öffentlichkeitsarbeit 

Der Zusammenhang zwischen Öffentlichkeitsarbeit und solider fachlicher Argumentation 
wird am besten in folgendem Satz zusammengefasst: Es reicht nicht, die besseren Ar-
gumente zu haben, sie müssen auch verständlich vermi ttelt werden.  Hinzu kommt, 
dass diese Argumente möglichst viele Bürger erreichen müssen, damit sie sensibilisiert 
werden und sich mit dem Vorhaben auseinandersetzen. Selbst heute gibt es noch die 
Ansicht, dass die „da oben“ doch sicher ihre Gründe haben für ihre Planungen und vor 
allem, dass „es so schlimm doch nicht werden würde!“ Hier haben Argumente und die Art 
und Weise ihrer Vermittlung wichtige Aufgaben zu erfüllen: 

-  Aufmerksamkeit erzielen  
-  zum Nachdenken anregen  
-  zum Handeln aktivieren!  

Die guten Argumente der Initiativen müssen für eine breite Öffentlichkeit „griffig“ aufberei-
tet werden, so dass sie für jeden verständlich sind. Wichtige, aber für Unbeteiligte nur 
schwer nachvollziehbare Einzelheiten gehören dagegen in die Diskussion mit Fachleuten 
und sind dort zielgerichtet und selbstbewusst zu vertreten. Die tendenziell erfolgreicheren 
Initiativen wählten ein geradezu professionelles Vorgehen: 

(1) Sammlung aller Argumente 

(2) Auswahl der drei bis fünf wichtigsten Argumente 
Es ist nicht entscheidend, möglichst viele Argumente auszuwählen, sondern sich auf 
wenige wichtige und nicht widerlegbare zu beschränken. Diese müssen für jeden Bür-
ger verständlich formuliert werden und nach Möglichkeit an lokale oder regionale Er-
fahrungen anknüpfen. Dabei sollten naturschutzfachliche Argumente nicht an erster 
Stelle stehen. Zu schnell geraten die Initiatoren in den Verdacht, den Naturschutz nur 
für persönliche Zwecke instrumentalisieren zu wollen. Wichtig ist, dass positive Ziele 
für den Standort oder die Region formuliert werden.  

(3) Beständige Anwendung und Wiederholung der ausgewählten Argumente 
Die festgelegte Auswahl ist immer und immer wieder anzuwenden, damit sie in Erin-
nerung bleibt und jeder betroffene Bürger über die Gründe der Ablehnung informiert 
ist.  

Mehrheitlich nutzten die Initiativen diverse lokale Anlässe, um ihre Botschaften zu vermit-
teln. Ein Teil von ihnen organisierte selbstständig öffentlichkeitswirksame Anlässe, um auf 
originelle oder sachliche Weise ihre Argumente zu erläutern und ihre Botschaft zu vermit-
teln. Dazu können z.B. Bürgerversammlungen, Plakataktionen, Demonstrationen aber 
auch Unterschriftensammlungen und eigene „Zeitungen“ oder Infoblätter gehören, die 
regelmäßig oder zu bestimmten Anlässen (vgl. Bild 1) erscheinen. Genau so wichtig wie 
die Information ist die immer wiederkehrende Präsenz der BI. Sie ist ein wichtiger Be-
standteil der Öffentlichkeitsarbeit.  
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Bild 1: „Thesenanschlag“ in Potsdam für eine vernünftige Verkehrspolitik 

Aus den Interviews mit BI 
Nur mit politischem Druck lassen 
sich Dinge verändern! 

 

 

  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
   

 

 

 

 

 

In diesen Zusammenhang gehören auch die Kontakte zur Presse. Hier sind die Erfahrun-
gen der Bürgerinitiativen geteilt. Für eine gute Darstellung in der Tageszeitung ist eine 
verständliche und nachvollziehbare Aufbereitung von Informationen eine wichtige Voraus-
setzung. Die Qualität der Aufbereitung von Informationen für die Presse konnte im Rah-
men der Befragungen nicht verglichen werden. In zwei Fällen konnten von den Initiativen 
auch in der überregionalen Presse Beiträge platziert werden. Auffällig ist, dass im nähe-
ren Umland von Berlin die Kontakte zur Presse als besser und die Berichterstattung über 
die Initiativen als objektiver und gründlicher eingeschätzt werden als in den „berlinfernen“ 
Räumen. In den entfernteren Regionen wurde dagegen die Presse überwiegend mit dem 
Prädikat „Hofberichterstattung“ versehen. Begründet wurde diese Einschätzung z.B. mit 
deutlichen Unterschieden in Häufigkeit und Umfang zwischen den Beiträgen der BI und 
der Befürworter des jeweiligen Verkehrsprojektes zu Ungunsten der BI.  

Die Presse berichtet eher über Veranstaltungen oder Ereignisse, die mit Einfallsreichtum 
positive Aufmerksamkeit erregen als (zum wiederholten Male) über sachliche Auseinan-
dersetzungen. Diese Ereignisse sind zugleich der „Träger“ für die Vermittlung der Bot-
schaft, die von den BI vermittelt wird. Aus diesem Grund ist die Öffentlichkeitsarbeit ein 
entscheidender Faktor in der Arbeit von Initiativen  und muss dort einen erheblichen 
Umfang einnehmen.  

 

Politische Lobbyarbeit 

An vorrangiger Stelle wurde von öffentlichen Diskus-
sionen oder persönlichen Gesprächen mit Landtags- 
oder Bundestagsabgeordneten berichtet. Auf kommunaler Ebene ist politische Lobbyar-
beit jedoch ebenfalls eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg. Ablehnende Beschlüsse 
in den Kommunalvertretungen zum geplanten Verkehrsprojekt haben eine nicht zu unter-
schätzende Bedeutung für die Argumentation und das weitere Vorgehen einer BI. Können 
sie in diesen Fällen doch darauf verweisen, dass sie von einer Mehrheit (oder einstimmig) 
in der Kommunalvertretung unterstützt werden. Dieser Beschluss allein ist noch nicht aus-
reichend für einen Erfolg, er ist jedoch ein wesentlicher Baustein. 
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Mehrfach wurde in den Interviews darauf aufmerksam gemacht, dass die Stärke von BI 
ihre Konzentration auf ein Thema und die damit zusammenhängenden Fragestellungen 
ist. Diese Stärke darf nicht zugunsten anderer ebenfalls wichtiger Fragen aufgegeben 
werden.16 

 

In der Diskussion wurde festgestellt, dass die deutliche Benennung der persönlichen 
Verantwortung von Politikern  für die Konsequenzen zu treffender bzw. getroffener Ent-
scheidungen von hoher Bedeutung ist. Das setzt eine solide fachliche Basis, eine ver-
ständliche und öffentliche Argumentation und eine begründet selbstbewusste (nicht über-
hebliche!) Haltung voraus. Vertreter von Bürgerinitiativen dürfen nicht als Bittsteller auftre-
ten, wenn sie erfolgreiche politische Lobbyarbeit leisten wollen, sondern als sachkundige 
Vertreter eines Teils der Einwohner. An dieser Stelle sei auf das im Abschnitt 1 erwähnte 
Zitat von den so genannten „… Partikularinteressen … von … Bürgerinitiativen“ verwie-
sen. Es gibt wohl kaum ein wirksameres Argument gegen derartige Auffassungen als ein 
Beschluss in der Kommunalvertretung. Im Übrigen erfordert die Frage, wo Partikularinte-
ressen beginnen und ab wann von einem übergeordneten Gemeinwohlinteresse gespro-
chen werden kann, eine tiefer gehende Analyse. Eine simplifizierende Einordnung von 
Bürgerinitiativen zu „Partikularinteressen“ und von Verkehrsverwaltungen zum übergeord-
neten Allgemeininteresse dürfte der Vielschichtigkeit dieser Fragestellung nicht gerecht 
werden.  

Vielfach wurde in den Interviews und in der Diskussion darauf hingewiesen, dass die Rea-
lisierung von Verkehrsprojekten von den Befürwortern stets mit dem „Totschlagargument“ 
der Sicherung von Arbeitsplätzen verbunden wird. Dabei wird weder nachgewiesen noch 
begründet, welche und wie viel Arbeitsplätze in der betreffenden Region/Stadt entstehen 
oder wegfallen, wenn das Projekt gebaut oder nicht gebaut wird. Allein die Nennung des 
Wortes “Arbeitsplätze“ verhindert häufig jegliche weitere Diskussion. Völlig ignoriert wer-
den in diesem Zusammenhang die Untersuchungen des Umweltbundesamtes zu einem 
möglichen Zusammenhang zwischen Fernstraßenbau und Wirtschaftsentwicklung.17 Die 
Ergebnisse lassen keine einheitliche Richtung der Effekte erkennen. Verlagerungseffekte 
werden neben Ansiedlungs- und Abwanderungstendenzen festgestellt, sofern überhaupt 
Wirkungen erkennbar waren. Untersuchungen aus den neuen Bundesländern zeigen, 
dass die Nähe zu Verdichtungsräumen wichtig für die wirtschaftliche Entwicklung von 

                                                 
16 vgl. auch Wolf Wagner, Wie Politik funktioniert, S. 113 f, München 2005 
17 Verron, Hedwig, Burkhard Huckestein u. a., Determinanten der Verkehrsentstehung, in: Umwelt-
bundesamt Texte 26/05, Dessau 2005, S.52 

Bild 2: Banneraktion Initiative „Rettet den See“ 



 

Verkehrsbürgerinitiativen in Brandenburg 

 40 

Aus den Interviews mit BI 
Zentral ist die richtige Mischung in 
der BI und das dauerhafte und 
kontinuierliche Engagement. Alles 
andere folgt daraus. Jung – Alt, 
Ost – West: Jeder kann oder kennt 
etwas, was der andere nicht kann. 

Städten ist. Die Nähe zu Autobahnen spielt, wenn überhaupt, nur eine nachrangige Rol-
le.18 

In drei der zehn BI entschlossen sich die Mitglieder, zu Kommunalwahlen als eigene Ver-
einigung zu kandidieren, um Sitz und Stimme in der jeweiligen Kommunalvertretung zu 
bekommen. Damit war das Ziel verbunden, frühzeitig über Planungen zum Verkehrspro-
jekt und das weitere Vorgehen der Verwaltungen informiert zu werden. In allen Fällen ist 
es ihnen gelungen, mehrere Plätze in der jeweiligen Stadtverordnetenversamm-
lung/Gemeindevertretung zu besetzen. Inwieweit dieser Schritt die damit verbundenen 
Erwartungen erfüllt, kann derzeit noch nicht abschließend beurteilt werden. Er belegt je-
doch, dass Bürgerinitiativen keinesfalls pauschal als Vertreter von Partikularinteressen 
abqualifiziert werden können. 

 

Zusammenhalt und richtige Chemie  

Dieser Faktor wurde von allen Befragten als eine 
zentrale Voraussetzung für eine erfolgreiche Arbeit 
genannt. Zuverlässigkeit und absolutes gegenseiti-
ges Vertrauen gehören ebenso dazu wie die ausge-
wogene Zusammensetzung des aktiven Kerns bzw. 
der Sprecher der Initiative. Aus den Interviews wer-
den die genannten Anforderungen wie folgt zusam-
mengefasst: 

-  Die Sprecher müssen die unterschiedliche Zusammensetzung der Bevölkerung in der 
Stadt/Region widerspiegeln. An der Spitze sollten angesehene Persönlichkeiten ste-
hen. 

-  Die Sprecher müssen bereit und in der Lage sein, in der Öffentlichkeit aufzutreten und 
speziell für sie aufgebauten öffentlichen Druck auszuhalten.  

-  Die Sprecher müssen es verstehen, die innere Geschlossenheit der BI in der Öffent-
lichkeit darzustellen und auf Spaltungsversuche deutlich reagieren. 

-  Im aktiven Kern muss jeder seine Freizeit, seine Kontakte und Fähigkeiten zur Verfü-
gung stellen, damit ein vielfältiges Netzwerk aufgebaut und genutzt werden kann.  

-  Profilierungsbestrebungen Einzelner sind unbedingt zu vermeiden. 

Die Frage nach der Zusammensetzung der BI ergab ein heterogenes Bild, das von der 
lokalen Bevölkerungsstruktur abhängig ist. Vertreten sind u. a. Professoren und Arbeiter, 
Freiberufler und Angestellte, Landwirte und Rentner. Mehrfach wurde berichtet, dass Poli-
tiker den Versuch unternahmen, die Bürgerschaft in Alteingesessene und Zugezogene, in 
Ost und West zu spalten. Das ist umso bemerkenswerter, da gerade von Politikern übli-
cherweise das Zusammenwachsen der Einwohner in einer Gemeinde bzw. in einem Land 
betont wird. Diesen Versuchen war jedoch kein Erfolg beschieden. 

 

                                                 
18 Ebenda, S. 53 
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Bild 3: Aktion „Mit Händen und Füßen“ 

Aufbau eines Netzwerkes von Verbündeten 

Die Erfahrungen der BI sind sehr vielfältig, so dass es nicht möglich ist, allgemeine Emp-
fehlungen weiter zu geben. Die Beispiele reichen von der Jagdgenossenschaft bis zur 
Freiwilligen Feuerwehr, von der Agrargenossenschaft bzw. Landwirten bis zu Unterneh-
mern. Eine Kooperation mit der Freiwilligen Feuerwehr beim Aufstellen eines Weih-
nachtsbaumes, der damit verbundenen Straßensperrung und der deutlichen Präsenz der 
BI während dieser Aktion demonstriert ebenso öffentlichkeitswirksam die vielfältigen Kon-
takte wie die Kooperation mit Künstlern bei der Aktion (Wir wehren uns) „… mit Händen 
und Füßen“ (vgl. Bild 3). Netzwerke dienen jedoch auch zur Informationsgewinnung und 
zur Gewinnung weiterer Verbündeter. Nicht selten unterstützen Unternehmer die Initiati-
ven mit Material oder technischer Ausstattung.  

 

Fachliche und juristische Kompetenz 

Fachliche Unterstützung erhalten die befragten BI durch Fachleute in den eigenen Reihen 
oder nahe stehende Fachplaner, durch selbstständige Aneignung der erforderlichen 
Grundlagen oder durch Inanspruchnahme externer Fachplaner. Fachlich solide Argumen-
tation ist als eine grundlegende Voraussetzung anerkannt. Es ist festzuhalten, dass BI 
üblicherweise nicht in der Lage sind, ein Fachbüro mit der Prüfung der vorgelegten Pla-
nungen zu beauftragen. Ganz überwiegend nehmen Fachplaner aus der Region derartige 
Aufträge nicht an, weil sie befürchten, künftig an Aufträgen der Verkehrsbehörden des 
Landes nicht mehr partizipieren zu können. In einigen Initiativen wurde aus diesen Grün-
den ein unabhängiger Gutachter aus einer Hochschule mit der Prüfung von Planungen 
beauftragt. Darüber hinaus verfügen BI häufig nicht über die notwendigen finanziellen 
Mittel, um Prüfaufträge zu erteilen.  

In der Diskussion wurde betont, dass eine unabhängige Prüfung der vom Landesbetrieb 
für Straßenwesen vorgelegten Planungen erforderlich ist. Dabei sind die Interessen von 
Bürgern, die Entwicklungsziele der Gemeinde wie auch die in der Planung angegeben 
Ziele des Landesbetriebes einander gegenüber zu stellen. Eine derartige unabhängige 
Prüfung ist nach Auffassung der befragten Initiativen derzeit nicht gegeben. Darüber hin-
aus wäre zu berücksichtigen, dass der „Prüfer“ nicht unmittelbar einem Landesministeri-
um oder einer Landesbehörde zugeordnet sein dürfte. Er sollte vergleichbar unabhängig 
sein wie z.B. die Stiftung Warentest, die unabhängig von Industrie und Verwaltungen a-
giert. Allerdings wäre eine derartige Prüfinstitution nur dann wirklich sinnvoll, wenn die 
Ergebnisse ihrer Beurteilung in den Verfahren und Planungen berücksichtigt würden.  
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Aus den Interviews mit BI : 
Wer abwartet und sich auf die 
Möglichkeiten juristischen Bei-
stands verlässt, der ist verlassen 

In den Interviews wurde vielfach darauf hingewiesen, dass die Kompetenz der Bürger 
häufig ausreicht, um wichtige Teile von Planungen in Frage zu stellen. Während der 
Werkstatt wurden an mehreren Beispielen grundlegende Anforderungen an die Planungs-
unterlagen diskutiert. Das Ergebnis der Diskussion wird im Abschnitt 6 zusammengefasst.  

Beispielhaft sind die Anforderungen in der Stellungnahme der „NaturFreunde“ zum 
Raumordnungsverfahren „Ortsumgehungen von Eberswalde bis Bad Freienwalde im Zu-
ge der B 167 und B 158“ aufgeführt.19 

Die Inanspruchnahme juristischer Unterstützung 
kann erst zu einem Zeitpunkt erfolgen, an dem das 
formale Verwaltungsverfahren zur Umsetzung von 
Planungen beginnt. Zu diesem Zeitpunkt geht es 
üblicherweise eher um Veränderungen im Projekt als 
um alternative Lösungen oder eine „Nullvariante“. Ungeachtet dessen kann die juristische 
Unterstützung zu spürbaren Verbesserungen für die betroffenen Einwohner im Projekt-
vollzug führen, die ohne das Engagement der Bürger nicht erreicht worden wären. 

 

 

4.2.2 Ursachen für Misserfolge 
Es wäre zu einfach, Erfolge bzw. Misserfolge von BI ausschließlich mit dem Fehlen der im 
vorangegangen Abschnitt erläuterten Bedingungen begründen zu wollen. Unstrittig ist ihre 
wichtige Rolle für den gesamten Prozess. Darüber hinaus wirken auch äußere Rahmen-
bedingungen unterstützend oder behindernd auf Erfolgsaussichten. Von der Vielzahl mög-
licher Faktoren werden zwei aufgeführt, die unabhängig von spezifischen lokalen Gege-
benheiten sind und deshalb eine übergreifende Bedeutung haben. 

Lange Verfahrensdauer 

Üblicherweise gehen Planungsverfahren für umfangreiche Bauvorhaben der Infrastruktur 
über lange Zeiträume. In den Zeiten zwischen den einzelnen Verfahrensschritten passiert 
äußerlich scheinbar nichts. Da BI sich ausschließlich auf ehrenamtliches Engagement 
stützen, ist es schwierig, Bürger in langen Zeiten der scheinbaren Ruhe zu aktivieren. 

                                                 
19 Vgl. Stellungnahme der NaturFreunde zum Raumordnungsverfahren „Ortsumgehungen von E-
berswalde bis Bad Freienwalde im Zuge der B 167 und B 158“ vom 12. November 2007, S. 2 

Zusammenfassung 

Eine eindeutige Antwort auf die Frage nach der Rangfolge der beschriebenen Fakto-
ren für eine erfolgreiche Arbeit von BI ist nicht möglich. Es sind stets mehrere Bedin-
gungen die zusammenwirken müssen, damit das gewünschte Ziel erreicht wird. Sehr 
gute Erfolgsaussichten bestehen, wenn verlässliche Personen an der Spitze mit ei-
ner soliden fachlichen Grundlage in der Lage sind, eine breite Öffentlichkeit zu über-
zeugen und diesen Druck verantwortlichen Politikern vermitteln können. Ist eine der 
Bedingungen nicht oder nicht in vollem Umfang gegeben, verringern sich die Chan-
cen entsprechend. 

Als gleichrangig in ihrer Bedeutung werden „Zusammenhalt, gegenseitiges Vertrau-
en und Zuverlässigkeit“ unter den Mitgliedern einer BI angesehen. 

Rückblickend schätzten die Befragten ein, dass sie mit den heutigen Erfahrungen 
nicht viel anders handeln würden. Die Öffentlichkeitsarbeit wurde in einigen Fällen 
als verbesserungswürdig genannt.  
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Darüber hinaus ist es oft genauso schwierig, nach einer „Ruhepause“ erneut Aktionen zu 
initiieren, die allen Bürgern vor Augen führen, dass die Verkehrsplanung bzw. das Bau-
projekt noch genau so aktuell wie vor drei oder fünf Jahren ist. In derartig langen Zeiträu-
men verändern sich Umfang und Struktur der Mitglieder, so dass oft ein vollständiger 
Neuanfang erforderlich ist. 

Teilung von Verkehrsprojekten  

Eine Teilung von großen Straßenbauprojekten in eigenständige Teilvorhaben kann aus 
fachlicher Sicht sinnvoll sein, wenn überschaubare Teilprojekte gebildet werden, die auch 
selbstständig einen verkehrlichen Nutzen bewirken. In den letzten Jahren werden Ver-
kehrsprojekte jedoch häufig in Planungs- bzw. Bauabschnitte gegliedert, deren verkehrli-
cher Nutzen fragwürdig ist. Damit wird ausschließlich das Ziel verfolgt, mit fertig gestellten 
Teilabschnitten Sachzwänge zu schaffen, die eine Fertigstellung des gesamten Projektes 
unumgänglich erscheinen lassen. Alternative Linienführungen oder die Frage nach der 
Notwendigkeit des Vorhabens sind auf diese Weise kaum noch möglich. 
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5 Ergebnisse der Interviews in Verwaltungen  
Die Interviewpartner in den beteiligten Verwaltungen (vgl. Abschnitt 2) sind in Verfahren 
zur Planung von raumordnerisch relevanten Projekten des Landes und des Bundes in 
unterschiedlichen Positionen und mit unterschiedlichen Aufgaben beteiligt. Ein Landkreis 
als kommunale Gebietskörperschaft wird als Träger öffentlicher Belange (TÖB) beteiligt. 
Seine Stellungnahme zum Vorhaben ist in der Abwägung zu berücksichtigen. Das Lan-
desumweltamt (LUA) wird in Verkehrsprojekten durch die entsprechende Fachabteilung 
ebenfalls als TÖB beteiligt. In anderen raumordnerisch relevanten Verfahren kann das 
LUA - je nach Zuständigkeit - als verfahrensführende Behörde auftreten. Das Ministerium 
für Infrastruktur und Raumordnung (MIR) realisiert im Auftrag und in Abstimmung mit dem 
Bund die strategischen Straßen- und Straßennetzplanungen einschließlich der endgülti-
gen Abstimmungen der Linienführungen. Die konkreten Planungen, Ausführungsplanung 
und Realisierung liegen in der Hand des Landesbetriebes für Straßenwesen. Als oberste 
Verkehrsbehörde des Landes hat das MIR die Dienst- und Fachaufsicht über den Lan-
desbetrieb für Straßenwesen. 

In den Gesprächen wurden von den Interviewpartnern, die als TÖB in den Verfahren be-
teiligt werden, die Grenzen ihres Einflusses betont. Eine kommunale Gebietskörperschaft 
sei stets „nur ein TÖB unter anderen“, deshalb seien die Einflussmöglichkeiten begrenzt. 
Dagegen werden von den BI für diese Position eher die Chancen eines Einflusses gese-
hen. Die Erfahrungen zeigen, dass eine sachkundige, kritische Stellungnahme einer 
Kommune (oder mehrerer Kommunen), verbunden mit einem kompetenten und engagier-
ten Auftreten im Verfahren, einen wichtigen Einfluss auf das Verfahrensergebnis hat.   

Übereinstimmend wurden von den beteiligten Verwaltungen fachliche Aspekte betont, die 
zu Änderungen im Verfahren oder zu einem Verfahrensabbruch führen können. Eine 
schlüssige Argumentation sowie Kompetenz und Sachverstand einer BI werden aus Sicht 
der Verwaltungen als zentraler Faktor für die erfolgreiche Arbeit einer BI angesehen. Bür-
ger bzw. BI, die auf einem anerkannten fachlichen Niveau diskutieren, genießen i. d. R. 
höhere Anerkennung als jene, die sich vor allem auf subjektive und emotionale Aspekte 
stützen. Subjektive Befindlichkeiten und persönliche Betroffenheit sind in einem Verwal-
tungsverfahren kein zu berücksichtigender Faktor. Diese Erkenntnis ist für Betroffene oft 
schmerzlich. Sie ist jedoch unumgänglich, wenn in einem Verfahren eine erfolgreiche Be-
teiligung geplant ist. Erfolgsaussichten bestehen nur dann, wenn fachlich qualifizierte Ar-
gumente vorgetragen werden können.  

Auf Unverständnis stößt bei den befragten Verwaltun gsmitarbeitern das „Sankt-
Florians-Argument“ : Baut das Projekt nicht hier, wenn Ihr es dort … baut, ist es uns 
gleich. Häufig ist eine derartige „Argumentation“ nicht mit nachvollziehbaren Fakten be-
gründet. Ein solches Vorgehen hat üblicherweise keine Chance auf Erfolg.  

Von Seiten der Verwaltungen wurde eingeschätzt, dass es BI oft schwer fällt, die Grund-
lagen für behördliches Handeln zu verstehen. Ausschließlich die gesetzlichen Regelungen 
dürfen Grundlage des Verwaltungshandelns sein. Daraus ist abzuleiten: Wenn eine BI 
erfolgreich agieren will, muss sie Widersprüche zu den geltenden gesetzlichen Regelun-
gen bzw. Mängel und Widersprüche in den Planungsunterlagen aufzeigen. Das bedeutet, 
die Initiativen müssen die Genehmigungsvoraussetzungen hinterfragen. Wenn dieses 
grundsätzliche Vorgehen von Bürgern nicht verstanden wird, sind die Aussichten auf Er-
folge oder Teilerfolge im Verfahren gering.   

Nach Einschätzung der befragten Verwaltungsmitarbeiter kann grundsätzlich auch politi-
scher Druck von unten zu einem Erfolg für die Initiativen führen. Allerdings würde er in 
einem Verfahren tendenziell wenig wirksam sein. Er wirkt eher vor  einem Verfahren dahin 
gehend, dass es z.B. nicht eröffnet wird.  
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Auf der Grundlage ihrer Erfahrungen schätzten einige der Befragten ein, dass erfolgreiche 
BI mehr agieren als reagieren, fachlich kompetent argumentieren und ihre Öffentlichkeits-
arbeit an der richtigen Stelle zur richtigen Zeit machen.  

Übereinstimmend führten die befragten Verwaltungsmitarbeiter an, dass für die Akzeptanz 
von Verwaltungsentscheidungen die Transparenz der Entscheidungsfindung von be-
sonderer Bedeutung  ist. Nachvollziehbare Abwägungskriterien und ein transparenter 
Abwägungsprozess sind unabdingbare Voraussetzungen für eine sachliche Diskussion 
mit dem Ziel eines Konsenses. Zugleich wird eingeschätzt, dass die Kompromissbereit-
schaft in den BI unterschiedlich ausgeprägt ist. Mit Initiativen, die eine Änderung im ge-
planten Verlauf oder im Ausbaustandard eines Verkehrsprojektes erreichen wollen, sind 
tendenziell eher gemeinsame Lösungen zu finden, als mit BI, die ein Projekt insgesamt in 
Frage stellen. 

Hervorgehoben wurde, dass die Verlässlichkeit des jeweiligen Verhandlungspartners ein 
wichtiger Faktor bei der Suche nach einer Lösung ist. Wenn Absprachen von jedem Betei-
ligten nach eigenem Gutdünken ausgelegt werden und sich der jeweils andere Partner 
hintergangen fühlt, fehlt die Basis für einen Kompromiss. 

Der Widerspruch zwischen der erlebten Realität der befragten BI und einigen Ausfüh-
rungen der befragten Verwaltungen ist offensichtlich.  Dafür sind vielfältige Ursachen 
denkbar. Im Verlauf der vorliegenden Untersuchung konnte dieser Fragestellung jedoch 
nicht vertiefend nachgegangen werden.  

In einem Interview wurden Überlegungen zur Einrichtung eines Ombudsmannes geäu-
ßert, der in besonders strittigen Situationen als neutrale Institution Lösungsvorschläge 
unterbreitet. Es ist bemerkenswert, dass ein vergleichbarer Vorschlag auch von Seiten 
der BI geäußert wurde (vgl. Abschnitt 4.2.1, dort der Absatz “Fachliche und juristische 
Kompetenz“). Vor diesem Hintergrund ist zu empfehlen, die Einrichtung einer neutralen 
Stelle sorgfältig zu prüfen. Wenn sie anerkannt und erfolgreich sein soll, sind allerdings 
strikte Neutralität und Kompetenzen unerlässlich.  

 

 

Zusammenfassung 

Je früher Bürger in die Planungen zu einem Verkehrsprojekt einbezogen werden, um 
so größer sind die Chancen für Lösungen, die von beiden Seiten getragen werden. 
Moderationsverfahren oder andere Verfahren zur Lösungssuche können nur dann 
erfolgreich sein, wenn folgende Voraussetzungen gesichert werden:  

-  Formulierung einer ergebnisoffenen Aufgabenstellung  
-  Ermöglichen von neuen Lösungsansätzen - „Querdenken“ 
-  Sicherung einer Finanzausstattung für ggf. ergänzende Untersuchungen 
-  Einsatz von neutralen und unabhängigen Moderatoren. 

Überlegungen von Seiten der Verwaltungen zu der Einrichtung eines Ombudsman-
nes für besonders strittige Projekte ähneln dem Vorschlag der BI zur Schaffung einer 
neutralen Prüfungsstelle. Diese Vorschläge sollten als Ansatzpunkt für künftige Lö-
sungswege geprüft werden. 
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6 Handlungsempfehlungen für Bürgerinitiativen 
Grundsätzlich ist zu unterscheiden zwischen den Aktivitäten, die auf das Verwaltungs-
verfahren zur Planung und zum Bau eines Verkehrsprojektes zielen, und den Aktivitäten, 
die auf politische Einflussnahme  gerichtet sind. In beiden Fällen sind auf der Grundlage 
einer soliden fachlichen Basis unterschiedliche Vorgehensweisen  erforderlich. Aspekte 
der politischen Lobbyarbeit und der Öffentlichkeitsarbeit wurden bereits im Abschnitt 4.1.2 
ausführlich erläutert. Deshalb nachfolgend eine Zusammenfassung: 

-  Es reicht nicht, die besseren Argumente zu haben, sie müssen auch verständlich ver-
mittelt werden. Die guten Argumente der Initiativen müssen für eine breite Öffentlich-
keit verständlich aufbereitet werden. Wichtige, aber für Unbeteiligte nur schwer nach-
vollziehbare Einzelheiten gehören dagegen in die Diskussion mit Fachleuten. Argu-
mente und die Art und Weise ihrer Vermittlung haben folgende wichtige Aufgaben zu 
erfüllen: Aufmerksamkeit erzielen, zum Nachdenken anregen und zum Handeln 
führen.   

-  BI dürfen nicht als „Bittsteller“ in der Öffentlichkeit und gegenüber Politikern auftreten. 
Bürger in einer Initiative haben sich üblicherweise intensiv mit dem Vorhaben beschäf-
tigt und dessen Konsequenzen geprüft. Häufig wurden Alternativvorschläge oder Vari-
anten erarbeitet und Mängel in der Planung aufgezeigt. Diese fachlich fundierte Basis 
ist die Grundlage für eine Diskussion auf gleicher Augenhöhe  mit den Entschei-
dungsträgern.  

-  Den Entscheidungsträgern – Politikern – ist ihre persönliche Verantwortung für die 
Konsequenzen  noch zu treffender bzw. getroffener Entscheidungen öffentlich deut-
lich zu machen.  

-  Die Stärke von BI ist ihre Konzentration auf ein Thema  und die damit zusammen-
hängenden Fragestellungen. Diese Stärke darf nicht zugunsten anderer ebenfalls 
wichtiger Fragen aufgegeben werden.  

Die Diskussionen im Workshop mit den beteiligten BI, die Anregungen des Verkehrspla-
ners und die Konsequenzen aus den Interviews mit Verwaltungen sind die Grundlage der 
nachfolgenden Schlussfolgerungen für mögliche Aktivitäten im Verwaltungsverfahren.  

Ausgangspunkt aller Überlegungen von BI zur Beteiligung der Öffentlichkeit im Verwal-
tungsverfahren muss sein, dass die Planung und der Bau von Verkehrsprojekten durch 
Gesetze und Verordnungen geregelt ist. Einen Überblick zum Verfahrensschritt Planfest-
stellungsverfahren, inkl. ausgewählter Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung, geben z.B. 
der Artikel von Tilo Kriedel20 in der Vierteljahresschrift des Infrastrukturministeriums und 
der Leitfaden Bürgerbeteiligung21. Die Aktivitäten von Bürgern haben sich auf dieser Ebe-
ne zu bewegen, wenn sie erfolgreich sein sollen. Dies bedeutet zugleich, dass politische 
Einflussnahme möglichst frühzeitig  beginnen muss, wenn sie erfolgreich sein soll. Ein-
wendungen  haben sich auf einem anerkannten fachlichen Niveau  zu bewegen, wenn 
sie im Verfahren berücksichtigt werden sollen und ggf. die Grundlage für den Klageweg 
bilden. Subjektive Empfindungen und persönliche Betroffenheit spielen im Verwaltungs-
verfahren keine Rolle. Diese Erkenntnis mag für Betroffene schmerzlich sein, ist jedoch 
die Grundlage für ein zielgerichtetes Handeln. Im Verfahren selbst werden Planungs- und 

                                                 
20 Kriedel, Tilo: Beteiligung der Öffentlichkeit im Rahmen von Planfeststellungsverfahren im Stra-
ßenbau, MSWV AKTUELL, 4/2002, S. 23-25 
21 Sommer, Karsten, Michael Dieke und Rüdiger Herzog: Leitfaden Bürgerbeteiligung, Teil 1 Betei-
ligung im Planungs- und Zulassungsverfahren, Potsdam 2004;  
Auf Grund von Änderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen wird der Leitfaden 2008 überar-
beitet 
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Prognosegrundlagen geprüft, die richtig oder falsch, ausreichend oder nicht ausreichend 
berücksichtigt oder abgewogen wurden. Dazu gehören z.B. (vgl. Anlage 3):22 

-  Hinterfragen der Planungsgrundlagen (Analyse des Bestandsfalls im Untersuchungs-
raum, Stand und Ergebnisse von Verkehrszählungen, Differenzierung nach Leicht- 
und Schwerverkehr, differenzierte Darstellung der Quell-Ziel-Matrix für den Untersu-
chungsraum) 

-  Hinterfragen der Annahmen für die Prognosezahlen (bisherige Bevölkerungsentwick-
lung, Annahmen zur künftigen Bevölkerungsentwicklung, Annahmen zur Entwicklung 
des Kfz-Verkehrs differenziert nach Leicht- und Schwerverkehr)   

-  Die Grundlagen für die Nutzen-Kosten-Rechnung einer Planung und ihre Begründung 
sind offen zulegen, dazu gehören: 

·  Die Grundlagen für den Prognose-Null-Fall: Die angenommene Einwohnerentwick-
lung, die angenommene Entwicklung der Fahrleistung (differenziert nach Perso-
nen- und Güterverkehr), die berechnete Quell-Ziel-Matrix für den Untersuchungs-
raum, ebenfalls differenziert nach Leicht- und Schwerverkehr 

·  Für die Darstellung der Planfälle: Neuverkehr durch Intensivierung von Verkehrs-
beziehungen, Neuverkehr durch Verkehrsverlagerungen beides differenziert nach 
Leicht- und Schwerverkehr. 

·  Hinterfragen der angenommenen Baukosten in den Fällen, wo es bekannterma-
ßen um schwierige Geländeabschnitte, aufwändige Brückenbauwerke u. a. geht. 

Bereits während der Eröffnung des Raumordnungsverfahrens ist darauf zu achten, dass 
ggf. mögliche Alternativen oder konstruktive Gegenentwürfe vollständig und richtig einbe-
zogen werden. Offensichtlich in der Abwägung nicht berücksichtigte Varianten sind als 
Fehler darzulegen.  

Bei allen Aktivitäten im Verwaltungsverfahren sollte gegenüber der Anhörungsbehörde  
(häufig der Landesbetrieb für Straßenwesen) stets sachlich und fachlich kompetent (auf 
gleicher Augenhöhe) aufgetreten werden. Emotional geprägte Auslassungen gegenüber 
der federführenden Behörde sind kontraproduktiv. Zugleich ist darauf zu achten, dass die 
Anhörungsbehörde gegenüber dem Vorhabensträger genau wie gegenüber den Bürgern 
strikte Neutralität wahrt und alle Beteiligten gleich behandelt.  

                                                 
22 Rainer Schneewolf, Erfahrungen mit Verkehrsplanungen in Brandenburg und Schlussfolgerun-
gen für Bürgerinitiativen, Vortrag am 17.11.2007, Potsdam  
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7 Zusammenfassung 
Die Art und Weise der Beteiligung von Bürgern an Entscheidungsprozessen ist ein wichti-
ger Gradmesser für das Funktionieren einer Demokratie. Bürgerinitiativen sind eine Form 
der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben und damit zugleich ein Aspekt nachhaltiger 
Entwicklung. Der Umgang mit ihnen hat eine nicht zu unterschätzende Bedeutung für die 
Akzeptanz staatlicher Entscheidungen. Es ist belegt, dass bei mangelnden Mitsprache-
möglichkeiten, die Akzeptanz von Entscheidungen abnimmt. Das gilt analog bei der Rea-
lisierung von Verkehrsprojekten.  

Ziel der Untersuchung ist es, Empfehlungen für einen konstruktiven gegenseitigen Um-
gang zu geben. Trotz unterschiedlicher Auffassungen der gegenüber stehenden Seiten 
darf nicht vergessen werden, dass man miteinander reden muss, um Veränderungen zu 
erreichen. 

In engem Zusammenhang damit steht die Herausarbeitung von Ursachen für Erfolge oder 
Misserfolge von Bürgerinitiativen in Brandenburg im Zusammenhang mit Planung und 
Bau von Verkehrsprojekten.  

Befragt wurden zehn Bürgerinitiativen aus unterschiedlichen Landesteilen und Mitarbeiter 
aus drei Verwaltungen auf kommunaler und auf Landesebene.  

Ergebnisse  

Von den Vertretern der Bürgerinitiativen wurde stets ein differenziertes Urteil über ihre 
Erfahrungen im Umgang mit Politik und Verwaltungen abgegeben. Es sind folgende Ten-
denzen erkennbar: 

Das Bild von der Verwaltung  wird dominiert durch die Straßenbauverwaltungen und das 
Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung des Landes Brandenburg bzw. durch das 
Wasserstraßenneubauamt des Bundes. Hier überwiegen eindeutig die negativen Erfah-
rungen. Das bezieht sich sowohl auf den Umgang mit nachfragenden Bürgern als auch 
auf fachliche Aspekte der Begründung von Vorhaben.  

Im Vordergrund steht die Frage nach dem Bedarf für die jeweiligen Verkehrsprojekte. Aus 
Erfahrung der Initiativen werden Prognosen und Zahlen verwendet, bei denen Einwoh-
nerentwicklung und Verkehrsentwicklung in einem fragwürdigen Verhältnis zueinander 
stehen oder die von der Realität bereits überholt sind. Darüber hinaus wurde kritisch ver-
merkt, dass realistische Alternativen, die von Initiativen vorgeschlagen wurden, im Varian-
tenvergleich i. d. R. ausgespart blieben.  

Das Bild,  das Bürgerinitiativen von Politikern  haben, lässt sich wie folgt zusammenfas-
sen: Auf kommunaler Ebene lassen sich zwischen Parteien keine eindeutigen Unter-
schiede in ihrer Haltung zu BI erkennen. Auf Landes- und Bundesebene ist für eine Reihe 
von Politikern die Meinung der jeweiligen Fraktion zum umstrittenen Verkehrsprojekt aus-
schlaggebend. Unabhängig davon gibt es in allen Parteien auch Abgeordnete, die sich mit 
den Argumenten der BI auseinandersetzen. Unter den Initiativen entstand der Eindruck, 
dass Politiker, die sich mit den Zielen und Vorschlägen von BI inhaltlich auseinanderset-
zen, eher zur Unterstützung bereit sind. 

Folgende Erfolgsfaktoren  wurden im Ergebnis der Interviews mit Vertretern von Initiati-
ven und Verwaltungen herausgearbeitet: 

-  Überzeugende und wirksame Öffentlichkeitsarbeit 
-  Solide fachliche Grundlagen und Argumente 
-  Politische Lobbyarbeit 
-  Aufbau eines Netzwerkes von Verbündeten 
-  Zusammenhalt und richtige „Chemie“ in der BI. 
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Darüber hinaus wird auf juristische Kompetenz im formalen Planungsverfahren verwiesen. 
Stets müssen mehrere Bedingungen zusammenwirken, damit das gewünschte Ziel er-
reicht wird. Gute Erfolgsaussichten bestehen, wenn verlässliche Personen an der Spitze 
mit einer soliden fachlichen Grundlage in der Lage sind, eine breite Öffentlichkeit zu über-
zeugen und diesen Druck verantwortlichen Politikern vermitteln können. Ist eine der Be-
dingungen nicht oder nicht in vollem Umfang gegeben, verringern sich die Chancen ent-
sprechend. 

Je früher Bürger in die Planungen zu einem Verkehrsprojekt einbezogen werden, um so 
größer sind die Chancen für Lösungen, die von beiden Seiten getragen werden. Die 
gründliche Auseinandersetzung der Bürger mit den Planungen und ihre detaillierte Orts-
kenntnis sollten von Seiten der Verwaltungen eher als Chance für die Suche nach Lösun-
gen begriffen werden, denn als „Gegnerschaft“.  

Wenn Moderationsverfahren oder andere Verfahren zur Lösungssuche erfolgreich sein 
sollen, müssen zumindest folgende Voraussetzungen gesichert werden:  

-  Formulierung einer ergebnisoffenen Aufgabenstellung  
-  Ermöglichen von neuen Lösungsansätzen - „Querdenken“ 
-  Sicherung einer Finanzausstattung für ggf. ergänzende Untersuchungen 
-  Einsatz von neutralen und unabhängigen Moderatoren. 

Es ist offensichtlich, dass zwischen den Erfahrungen der Bürgerinitiativen und den Ergeb-
nissen aus den Interviews mit Veraltungsmitarbeitern ein deutlicher Widerspruch besteht. 
Die Ursachen dafür konnten im Rahmen dieses Projekts nicht weiter untersucht werden.   

Sowohl von Seiten der Verwaltung als auch von Seiten der Bürgerinitiativen wurden ähnli-
che Vorschläge für mögliche Lösungswege gemacht. Für besonders strittige Projekte wur-
de die Einrichtung eines Ombudsmannes bzw. die Schaffung einer neutralen Prüfungs-
stelle vorgeschlagen. Diese Ansatzpunkte sollten ernsthaft geprüft werden, um deutlich 
erkennbare Defizite im Umgang mit Bürgerinitiativen im Zusammenhang mit Verkehrspro-
jekten zu verringern.  
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8 Abkürzungsverzeichnis 
 
BAB 
 

Bundesautobahn 

BI 
 

Bürgerinitiative(n) 

BMVBW Bundesministerium für Verkehr, Bau-  und Wohnungswesen 
 

GL Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg 
 

LUA 
 

Landesumweltamt Brandenburg 

MIR 
 

Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung des Landes 
Brandenburg 
 

MSWV Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des 
Landes Brandenburg 
 

ROV Raumordnungsverfahren 
 

TÖB Träger öffentlicher Belange 
 

VDE Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 
 

WSD Wasserstraßendirektion 
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